Niederschrift:

STADT VELBERT

NIEDERSCHRIFT
Uber die Sitzung des Rates
am Dienstag, dem 14.06.2016.

(15. Sitzung)

Sitzungsbeginn:  17:00 Uhr
Sitzungsende: 20:05 Uhr

Sitzungsort: Saal Velbert, Rathaus, Thomasstral3e 1, 42551 Velbert

Unter Vorsitz des Blrgermeisters Herrn Lukrafka sind anwesend:
a) die Ratsmitglieder:

Frau Ammann

Herr Arshad

Herr Auer (bis 18:50 Uhr; TOP 23)
Herr aus dem Siepen

Frau Becker

Herr Dr. Bender

Herr Bicerik

Herr Bolz (bis 17:55 Uhr; TOP 9)
Herr Cleve

Herr Conze

Frau Dabrock-Kalb

Herr Demircan

Frau Djuric

Herr Engel, Frank

Herr Engel, Holger

Frau Exner

Herr Filling

Herr Gohr, Harry

Herr Gohr, Matthias

Herr Greco (ab 17:40 Uhr; TOP 8)
Frau Haase

Frau Hagling

Herr Hilgers

Herr Hofmann

Herr Hubinger

Frau Dr. Kanschat
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Herr Kitzrow

Herr Klppers, Hans
Herr Klppers, Thomas
Herr Klppersbusch
Frau Liebig

Herr Ludwig

Frau Meulenkamp
Herr Minchow

Herr Mundt

Herr Niebuhr

Herr Oentrich

Herr Otterbeck

Herr Piechotta

Herr Ratajczak

Herr Rohr

Herr Rodax

Frau Rotert

Herr Schaubruch

Herr Schiweck

Herr Schmidt

Herr Schmitz, Hermann-Josef
Herr Schneider, Hans-Dieter
Herr Schneider, Karsten
Herr Schwarz

Frau Spiekermann
Herr Stiegelmeier

Frau Tassioula

Herr Tonscheid

Herr Weise

Herr Wilke

Herr Zollner

es fehlen entschuldigt:

Herr Dr. Beckroge
Herr Martin

Frau Rolf

Herr Schmitz, Klaus
Frau Schween

b) von der Verwaltung:

Herr I. Beigeordneter Richter
Herr Blikenbach

Herr Boll

Herr Bredtmann

Herr Dreke (Personalrat)
Herr Frege

Frau Kaiser

Herr Keller

Frau Kuster

Herr Lindemann (Vorstand TBV AGR)
Herr Peitz

Herr Villanueva-Schmidt
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c) von der Presse im offentlichen Teil:

vier Vertreter

d) als Schriftfihrer:

Herr Welte

Der Burgermeister erdffnet die Sitzung um 17:05 Uhr, er begru3t die Anwesenden und stellt die
form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfahigkeit des Rates fest.

Hinsichtlich der zu genehmigenden Tagesordnung teilt der Burgermeister mit, dass fiir den Ta-
gesordnungspunkt 26 ,Neuwahlen zu den Ausschissen® die Vorlage188/2016 als Tischvorlage zu
Beginn der Sitzung verteilt worden ist.

Der Burgermeister pladiert dafirr, dass unter TOP 2.2 der Bericht der Verwaltung auf die Anfrage
der FDP-Fraktion zum Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung und unter TOP 23.1 eine Anfrage
der Fraktion UVB zum Kreis-Service-Center und unter TOP 23.2 die entsprechende Stellungnah-
me der Verwaltung zum Gegenstand der Beratung werden.

Samtliche Vorlagen sind zu Sitzungsbeginn als Tischvorlage den Ratsmitgliedern nochmals zur
Verfligung gestellt worden. Der Vorgehensweise stimmt der Rat einvernehmlich zu.

Der Biirgermeister stellt fest, dass es keine weiteren Anderungswiinsche hinsichtlich der Tages-
ordnung gibt und der Rat genehmigt folgende Tagesordnung:

A. OFFENTLICHE SITZUNG
1. Einfuhrung und Verpflichtung eines Ratsmitgliedes
2. Anfragen

2.1 Anfrage der FDP-Fraktion
Mittel- und langfristiges Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung
2.2 Anfrage der FDP-Fraktion
Mittel- und langfristiges Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung
Bericht der Verwaltung

3. Beschlussfassung Uber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106 - Auf dem
Einert - 1. Anderung
hier: Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie
vom 24.09.2014

4. Beschlussfassung Uber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106 - Auf dem
Einert - 1. Anderung
hier: Stellungnahmen des Kreises Mettmann vom 30.09.2014 und 14.07.2015

5. Beschlussfassung tber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106 - Auf dem
Einert - 1. Anderung
hier: Stellungnahme der Stadtwerke Velbert vom 22.06.2015

6. Beschlussfassung iiber den Bebauungsplan Nr. 106 - Auf dem Einert-1. Anderung und
dessen Begriindung als Satzung gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
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7. Konzept Rechnungsprufung

8. Bericht Uber die Prufung des Beteiligungsmanagements der Stadt Velbert - Betatigungs-
prifung

9. Erganzende Erlauterungen zu umstrittenen Stralennamen unter StraRennamensschildern

10. Forderung von Initiativen im Kulturbereich

11. Satzung zur Anderung des § 19 der Hauptsatzung der Stadt Velbert

12. Anderung der Ziffer 1.5 lit. g des Zustandigkeitskataloges fiir die Ausschiisse des Rates
der Stadt Velbert

13. Anderung der Satzung tiber die Erhebung von Elternbeitragen fur die Teilnahme an der
"Offenen Ganztagsschule" in der Primarstufe der Stadt Velbert vom 28.04.2015

14. Neufassung der Satzung der Stadt Velbert Uber die Erhebung von Elternbeitrdgen in
Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege

15. Schiedsamtsangelegenheiten
Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Langenberg wegen Ablauf der Amtszeit
der bisherigen Schiedsfrau

16. Schiedsamtsangelegenheiten
Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Neviges wegen Ablauf der Amtszeit des
bisherigen Schiedsmannes

17. Anzeigepflicht von Nebentatigkeiten gem. § 17 Abs. 2 des Korruptionsbekdmpfungsge-
setzes (KorruptionsbG)

18. Haushaltsangelegenheiten

18.1 Haushaltsangelegenheiten
4. Fortschreibung des Haushaltssanierungsplans (HSP) der Stadt Velbert nach dem Star-
kungspaktgesetz fir die Jahre 2012 ff. unter gleichzeitiger Verlangerung des Konsolidie-
rungszeitraums und Weitergewahrung der Konsolidierungshilfe um ein Jahr.

18.2  Haushaltsangelegenheiten
hier: Ermachtigungsiubertragungen von 2015 nach 2016

19. Entwurf des Jahresabschlusses der Stadt Velbert zum 31.12.2015

20. Uber- und auRerplanmaRige Aufwendungen/Auszahlungen 2015
21. Finanzierung der Sprachbox
22. Finanzierung Jugendzentrum Langenberg

23. Antrag der SPD-Fraktion
Kreis-Service-Center
23.1  Anfrage der Fraktion UVB
Kreis-Service-Center
23.2  Bericht der Verwaltung zum Kreis-Service-Center

24. Antrag der Fraktion Piraten Partei
Infrastrukturelle Voraussetzungen an Schulen férdern
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25.

26.
26.1

27.
28.

29.

B.
30.

31.

32.

33.

34.
35.
36.
37.
38.

39.

Angelegenheiten der Beteiligungsverwaltungsgesellschaft der Stadt Velbert mbH

Neuwahlen zu den Ausschiissen
Neuwahlen zu den Ausschiissen

Nachtrage
Mitteilungen der Verwaltung

Verschiedenes

NICHTOFFENTLICHE SITZUNG
Anfragen
Angelegenheiten der Beteiligungsverwaltung
hier: Grindung eines Unternehmens flr Energiedienstleistungen durch die Stadtwerke
Velbert GmbH
Schiedsamtsangelegenheiten
Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Neviges wegen Ablauf der Amtszeit des
bisherigen Schiedsmannes
Schiedsamtsangelegenheiten
Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Langenberg wegen Ablauf der Amtszeit
der bisherigen Schiedsfrau
Abberufung und Bestellung eines Prifers gemal § 104 Abs. 2 S. 1 GO NRW
Angelegenheiten der Beteiligungsverwaltungsgesellschaft der Stadt Velbert mbH
Nachtrage
Mitteilungen der Verwaltung

Verschiedenes

Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten
Beschlusse

Die Beratung der vorstehenden Tagesordnungspunkte flihrt zu folgenden Ergebnissen:

A. OFFENTLICHE SITZUNG

Einfihrung und Verpflichtung eines Ratsmitgliedes
Vorlage: 216/2016

Das Ratsmitglied Herr Martin Leonhardt hat auf seinen Sitz im Rat der Stadt Velbert
durch Abgabe einer Erklarung verzichtet.

Gemal} der Reserveliste der Piraten Partei ist der ndchste Kandidat Herr Thomas Kup-
pers, der bei der Neuwahl des Rates am 25. Mai 2014 zum Mitglied des Rates gewahlt
wurde.
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Herr Thomas Kippers hat die Wahl zwischenzeitlich angenommen. Daher wird Herr
Thomas Kiippers vom Birgermeister in feierlicher Form in den Rat eingeftihrt und ver-
pflichtet.

Nachdem sich alle Anwesenden von ihren Platzen erhoben haben, gibt Herr Thomas
Kuppers folgende Erklarung ab:

»lch verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Kénnen wahr-
nehmen, das Grundgesetz, die Verfassung und die Gesetze beachten und meine Pflich-
ten zum Wohle der Gemeinde erflillen werde.”

Anfragen

Anfrage der FDP-Fraktion
Mittel- und langfristiges Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung
Vorlage: 211/2016

Auf den Hinweis des Biurgermeisters, dass die Stellungnahme der Verwaltung auf diese
Anfrage unter TOP 2.2 aufgeflhrt sei, bedankt sich die EDP-Fraktion fir die ausfihrli-
che Beantwortung.

Anfrage der FDP-Fraktion:

Seitens der Verwaltung der Stadt Velbert wurden in den vergangenen Monaten zur
Wohnungsmarktentwicklung einige Anderungen zu Bebauungsplanen angestoRen. In
keinem der Verfahren hat die Verwaltung sich auf ein Gesamtkonzept zur Wohnungs-
marktentwicklung berufen. Es wurden weitestgehend EinzelmalRnahmen vorgestellt, be-
urteilt und zur Abstimmung gestellt (Beispiel: Fliichtlingsunterbringung).

Im Jahr 2009 wurde durch die INWIS Forschung & Beratung GmbH, Bochum, im Auftrag
der Stadt Velbert eine aufwendige ,Wohnungsmarktanalyse fir die Stadt Velbert*
durchgefihrt. FUr die FDP Fraktion (aber auch fir die Burgerinnen und Blrger) waren
die EinzelmalRnahmen leichter nachzuvollziehen und zu beurteilen, wenn sich diese in
ein Gesamtkonzept zur Wohnungsmarktentwicklung einfligen wirden.

Die FDP Fraktion im Rat der Stadt Velbert stellt daher folgende Anfragen an die Verwal-
tung:

1. Wurde auf Basis der Wohnungsmarktanalyse aus 2009 ein mittel- und langfristiges
Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung seitens der Verwaltung erstellt ?

2. Falls 1. ja... Wurde dieses Konzept aufgrund veranderter Rahmenbedingungen (z.B.
Entwicklung der Flichtlingspolitik) fortgeschrieben?

3. Falls 1. ja... Warum wird dieses Gesamtkonzept nicht als Grundlage fur die einzel-
nen baurechtlichen MalRhahmen vorgestellt?

4. Falls 1. nein... Warum wurde diese Wohnungsmarktanalyse seitens der Stadt Vel-
bert in Auftrag gegeben, wenn darauf kein Mal3hahmenkatalog respektive keine
Konzeption zur Wohnungsmarktentwicklung erstellt wird?

5. Falls 1. nein... Ist nun geplant eine Konzeption zur Wohnungsmarktentwicklung zu
erstellen und in welchem Zeitraum?

6. Falls 1. nein... In welcher Form wurden die Erkenntnisse aus der Wohnungsmarkt-
analyse im Rahmen der Entwicklung des Wohnungsmarktes genutzt?

Beratungsergebnis:  Ohne Abstimmung
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2.2

Anfrage der FDP-Fraktion

Mittel- und langfristiges Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung
Bericht der Verwaltung

Vorlage: 211/2016 1. Ergdnzung

Der Biurgermeister stellt fest, dass es keine weiteren Wortmeldungen gibt und die Stel-
lungnahme der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

Zur Anfrage der FDP Fraktion zu einem mittel- und langfristigen Konzept zur Woh-
nungsmarktentwicklung wird von der Verwaltung folgendermafRen Stellung genommen:

1. Wurde auf Basis der Wohnungsmarktanalyse aus 2009 ein mittel- und langfristiges
Konzept zur Wohnungsmarktentwicklung seitens der Verwaltung erstellt?
Antwort:
Die Stadt Velbert hat im Jahr 2013 aufbauend auf der Wohnungsmarktanalyse aus dem
Jahr 2009 das Handlungskonzept Wohnen aufgestellt. Das Handlungskonzept ist in Zu-
sammenarbeit mit allen relevanten Akteuren am Velberter Wohnungsmarkt erarbeitet
worden. In dem Handlungskonzept werden fir den Velberter Wohnungsmarkt vier we-
sentliche Handlungsfelder definiert. Es sind die Handlungsfelder ,Mietwohnungsmarkt®,
»S0ziale Wohnraumversorgung®, ,Wohnen im Alter” und ,Wohneigentum®. Fir diese
Handlungsfelder werden Ziele und Handlungsempfehlungen formuliert.
Der Rat der Stadt Velbert hat am 16.07.2013 beschlossen, dass die Empfehlungen des
Handlungskonzeptes bei der zukiinftigen Wohnflachenentwicklung und Wohnraumfor-
derung zu berlicksichtigen sind und mit den Wohnungsmarktakteuren umgesetzt wer-
den sollen (s. Vorlage 168/2013).

2. Waurde dieses Konzept aufgrund veranderter Rahmenbedingungen (z.B. Entwicklung
der Fliichtlingspolitik) fortgeschrieben?
Antwort:
Das Handlungskonzept Wohnen ist bisher noch nicht aktualisiert worden. Auch wenn
sich seit 2013 die Rahmenbedingungen verandert haben, ist eine Aktualisierung bisher
als noch nicht sinnvoll angesehen worden. Es ist fraglich, wie sich die Rahmenbedin-
gungen z.B. im Bereich Wohnraumbedarf fir Flichtlinge entwickeln werden, um darauf
aufbauend eine langfristige Prognose fiir den Wohnungsmarkt zu erarbeiten.
Hinsichtlich einer Einschatzung der durch die Fluchtlingssituation erforderlichen zusétz-
lichen Wohnraumbedarfe kann auf eine gemeinsame Studie der NRW Bank und des
Ministeriums flir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes NRW ver-
wiesen werden. In der Studie werden zwei Szenarien gerechnet. Je nach Annahme, ob
die Fliichtlinge dort bleiben, wo sie nach Landesschlissel auf die Kommunen verteilt
werden, oder ob sie dorthin ziehen, wo bereits viele ihrer Landsleute anséssig sind,
ergibt sich fur die einzelnen Kommunen ein sehr unterschiedliches Bild. Zudem ist frag-
lich, ob die Ende 2015 zugrunde gelegten Zuwanderungszahlen in der Form eintreten
werden, wie diese in die Szenarienberechnung Eingang gefunden hat.
Eine weitere Problematik besteht darin, dass in den letzten Jahren keine Schatzung des
Wohnungsleerstandes durch die Velberter Stadtwerke vorgenommen werden konnte.
Die Entwicklung des Leerstandes ist aber ein wichtiges Indiz fur die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt, die bei einer Uberarbeitung des Handlungskonzeptes zu beriicksichtigen
ist. Die Schéatzung des Leerstandes durch die sog. Stromzé&hlermethode kann ab Som-
mer 2016 voraussichtlich wieder durchgefuihrt werden.
Eine Uberarbeitung des Handlungskonzeptes scheint sinnvoll, wenn absehbar ist, dass
sich die bestimmenden Parameter dauerhaft &ndern und zuverlassig abschéatzbar sind.
Das Handlungskonzept sieht ein regelmaRiges Monitoring der Malnahmen vor. Dieses
wird derzeit bearbeitet und zusammen mit den Leerstandsdaten ausgewertet, so dass
bei vorliegender Notwendigkeit eine Kursanpassung vorgeschlagen werden kann. Even-
tuell lasst sich zu einem Zeitpunkt im Verlauf des Jahres grol3ere Klarheit Giber den er-
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héhten Wohnungsbedarf durch Flichtlinge erkennen, so dass dies auch in eine Revisi-
on des Konzeptes einflielBen kann.

Um die aktuelle Situation am Wohnungsmarkt besser einschatzen zu kénnen, hat am
13.01.2016 ein ,Runder Tisch* mit den Vertretern der in Velbert tatigen Wohnungsbau-
unternehmen stattgefunden. Auf diesem Termin wurden die Herausforderungen und
Entwicklungsperspektiven des Velberter Wohnungsmarktes diskutiert. Hinsichtlich des
Wohnungsbedarfes durch die Zuwanderung von Fliichtlingen wurde auf die Unsicher-
heiten hinsichtlich des tatsachlich erzeugten Bedarfes hingewiesen. Grundsatzlicher Er-
neuerungsbedarf fir das Handlungskonzept Wohnen wurde nicht formuliert, war aber
auch nicht zentrales Thema des ,Runden Tisches*. Die hier gewonnen Erkenntnisse
sollen bei der Wohnbauflachenentwicklung bertcksichtigt und der Diskussionsprozess
soll bei einer Fortschreibung des Handlungskonzeptes Wohnen fortgefiihrt werden.

3. Warum wird dieses Gesamtkonzept nicht als Grundlage fiir die einzelnen baurechtli-
chen MalRnahmen vorgestellit.

Antwort:

Das Handlungskonzept Wohnen ist nach Vorberatung im Umwelt- und Planungsaus-

schuss am 16.07.2013 im Rat vorgestellt und beraten worden. Das Konzept ist auf den

Internetseiten der Stadt Velbert ebenfalls abrufbar. Zudem wird bei der Aufstellung von

Bebauungsplanen, die eine Wohnbauflachenentwicklung vorsehen grundsatzlich abge-

pruft, ob diese Entwicklung mit den Zielen des Handlungskonzeptes Ubereinstimmen.

Als Beispiel ist unten ein Auszug aus der Begriindung zum Entwurf des Bebauungspla-

nes Nr. 131 — Fellerstral3e aufgefihrt.

Auszug aus der Begriindung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 131 — Feller-
shof, der am 03.05.2016 im Umwelt- und Planungsausschuss beraten worden ist
Informelle Konzepte: Handlungskonzept Wohnen (s. Kapitel 3, S.6)

Mit Beschluss vom 16.07.2013 hat der Rat der Stadt Velbert beschlossen, die Empfeh-
lungen des Handlungskonzeptes Wohnen bei der zukiinftigen Wohnflachenentwicklung
und Wohnraumfdrderung zu berlicksichtigen und in Kooperation mit den Wohnungs-
marktakteuren umzusetzen. Das Ziel bei der Umsetzung des Konzeptes ist eine strate-
gische, zukunftsfahige und nachfrageorientierte Entwicklung des Wohnungsmarktes in
Velbert.

Auf Grundlage der prognostizierten Bevolkerungsentwicklung der Stadt Velbert und der
Entwicklung des Wohnungsangebotes wurde eine Wohnungsbedarfsprognose fir die
jeweiligen Wohnungsteilmarkte erstellt. Die in Velbert vorhandenen Wohnformen und
Wohnqualitaten reichen gemanR den Ergebnissen der Prognose nicht aus, um die ziel-
gruppenspezifischen Wohnwiinsche befriedigen zu kénnen. Es sind Wohnqualitaten zu
schaffen, die sich an den Wohnwiinschen orientieren und aus dem demographischen
und gesellschaftlichen Wandel hervorgehen. Das Handlungskonzept Wohnen weist ei-
nen Bedarf von 117 Wohneinheiten pro Jahr bis 2020 und 107 Wohneinheiten pro Jahr
von 2020 bis 2025 aus. Davon entfallen bis zum Jahr 2020 jahrlich 67 Wohneinheiten
auf das Marktsegment Eigenheime und 50 Wohneinheiten auf das Marktsegment Eta-
genwohnungen. In den Jahren 2020 bis 2025 besteht jahrlich ein Bedarf von 62
Wohneinheiten im Marktsegment Eigenheime und 45 Wohneinheiten im Marktsegment
Etagenwohnungen.

Mit dem Bebauungsplanverfahren werden die Vorgaben und Erkenntnisse aus dem
Handlungskonzept Wohnen umgesetzt, indem in diesen Bedarfsbereichen im Stadtteil
Langenberg ein Angebot geschaffen wird. Aufgrund der bekannten aktuellen und ge-
planten Projekte ist nicht absehbar, dass es durch die Umsetzung der Planung zu einem
Uberangebot kommen wird.

Konkret werden insbesondere die Wohnungsteilmérkte ,Wohneigentum® und in geringer
Anzahl ,Mietwohnungsmarkt“ bedient. Bei barrierefreiem Ausbau einer Mehrfamilien-
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hausbebauung kann auch der Teilmarkt ,Wohnen im Alter” bedient werden. Aufgrund
der Nahe zum Nahversorgungsstandort und der OPNV-Anbindung ist der Standort an
der Bonsfelder Stral3e grundsétzlich fiir das Segment ,Wohnen im Alter” geeignet. Die
vorhandene Nachfrage nach Wohneigentum zu befriedigen und der Abwanderung ent-
gegen zu wirken soll dieser Nachfrage mit dem vorliegenden Bebauungsplan begegnet
werden. Mit dem vorliegenden Rahmenplan kénnen ca. 65 WE im Einfamilienhausseg-
ment und zusatzlich eine begrenzte Anzahl an Wohneinheiten im Mehrfamilien-
haussegment innerhalb des Mischgebietes realisiert werden. Die Nahe zum gegenuber-
liegenden Nahversorgungsbetrieb und Bildungseinrichtungen (Schule und Kindergarten)
bieten gute Standortfaktoren fir altere Menschen aber auch fur junge Familien mit Kin-
dern.

Beratungsergebnis:  Zur Kenntnis genommen

3. Beschlussfassung tber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106
- Auf dem Einert - 1. Anderung
hier: Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und
Energie vom 24.09.2014
Vorlage: 142/2016

Der Birgermeister teilt die Beratungsergebnisse der vorberatenen Gremien mit und
ohne weitere Wortmeldungen wird der Beschluss zur Abstimmung gestellt.

Beschluss:

Der Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg wird zur Kenntnis genommen.

Beratungsergebnis: 55 Stimmen dafir
2 Stimmen dagegen (Piraten Partei)
0 Enthaltungen

4, Beschlussfassung Uber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106
- Auf dem Einert - 1. Anderung
hier: Stellungnahmen des Kreises Mettmann vom 30.09.2014 und 14.07.2015
Vorlage: 143/2016

Der Birgermeister teilt die Beratungsergebnisse der vorberatenen Gremien mit und
ohne weitere Wortmeldungen wird der Beschluss zur Abstimmung gestellt.
Beschluss:

Der Stellungnahme des Kreisgesundheitsamtes wird nicht gefolgt.
Die Stellungnahme des KreisstraRenbauamtes wird zur Kenntnis genommen.

Beratungsergebnis: 55 Stimmen dafir
0 Stimmen dagegen
2 Enthaltungen (Piraten Partei)
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Beschlussfassung tber Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 106
- Auf dem Einert - 1. Anderung

hier: Stellungnahme der Stadtwerke Velbert vom 22.06.2015

Vorlage: 144/2016

Der Birgermeister teilt die Beratungsergebnisse der vorberatenen Gremien mit und
ohne weitere Wortmeldungen wird der Beschluss zur Abstimmung gestellt.

Beschluss:

Der Stellungnahme der Stadtwerke Velbert wird zur Kenntnis genommen.

Beratungsergebnis: 55 Stimmen daflr

0 Stimmen dagegen
2 Enthaltungen (Piraten Partei)

Beschlussfassung liber den Bebauungsplan Nr. 106 - Auf dem Einert-1. Anderung
und dessen Begriindung als Satzung gem. 8 13a Baugesetzbuch (BauGB)
Vorlage: 145/2016

Der Birgermeister teilt die Beratungsergebnisse der vorberatenen Gremien mit und
ohne weitere Wortmeldungen wird der Beschluss zur Abstimmung gestellt.

Beschluss:

1.

Den Abwagungsvorschlagen zu den Beteiligungen der Offentlichkeit, Behérden und
sonstigen Tragern offentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und
2 BauGB, dargelegt in Teil lll der Bebauungsplanbegrindung wird gefolgt.

Der Begriindung gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) zum Bebauungsplan
Nr. 106 — Auf dem Einert — 1. Anderung wird zugestimmt.

Der Bebauungsplan Nr. 106 — Auf dem Einert — 1. Anderung wird als Satzung be-
schlossen. Das Verfahren wurde nach § 13 a BauGB durchgefiihrt.

Der Bebauungsplan Nr. 106 — Auf dem Einert — 1. Anderung ersetzt bei Inkrafttre-
ten in seinem Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 106
— Auf dem Einert —.

Beratungsergebnis: 55 Stimmen dafir

0 Stimmen dagegen
2 Enthaltungen (Piraten Partei)

Konzept Rechnungspriufung
Vorlage: 201/2016

Herr Keller, Leiter der Stabsstelle Rechnungspriifung, stellt das neue Konzept der
Rechnungspriifung vor.

Das neue Konzept sei erforderlich geworden, da sich zwischenzeitlich viele Verande-
rungen im Bereich der Rechnungsprifung ergeben hatten.
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Die im Konzept Rechnungsprifung 2010 dargestellten theoretischen Ansétze seien in-
zwischen konkretisiert worden und wirden in der Prifungspraxis bereits umgesetzt. Die
damalige Herausforderung ,NKF* sei mittlerweile gangige Praxis und auf Grundlage
bewahrter Standards und neuer Ansatze in der Rechnungsprifung sei die Optimierung
und Weiterentwicklung der Rechnungsprufung erfolgt.

Herr Keller kiindigt abschlieBend an, dass Mitarbeiter der Stabsstelle Rechnungspru-
fung bei Bedarf gerne in die Fraktionen kommen wirden um das Konzept vorzustellen.

Der Burgermeister stellt fest, dass es keine weiteren Wortmeldungen gibt und bedankt
sich fur die Vorstellung des Konzeptes.

Beratungsergebnis:  Zur Kenntnis genommen

8. Bericht Gber die Priifung des Beteiligungsmanagements der Stadt Velbert
- Betatigungspriufung
Vorlage: 202/2016

Frau Kaiser, stv. Leiterin der Stabsstelle Rechnungspriifung, stellt mittels einer Power-
point-Prasentation den Bericht Uber die Prifung des Beteiligungsmanagement der Stadt
Velbert vor. Die Prasentation ist als Anlage der Niederschrift beigefugt.

Im Verlauf einer ausfihrlichen Beratung bedanken sich die im Rat vertretenden Fraktio-
nen fir die Berichterstattung und sprechen sich einmutig fir einer Weiterverfolgung /
Weiterentwicklung des Beteiligungsmanagements aus.

Es wird begrif3t, wenn der Rat wieder mehr in die Steuerung einbezogen werde.

Beratungsergebnis:  Zur Kenntnis genommen

9. Erganzende Erlauterungen zu umstrittenen Strallennamen unter Stralennamens-
schildern
Vorlage: 119/2016 1. Ergdnzung

Im Verlauf der Beratung sprechen sich die Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen und Die
Linke fur eine Umbenennung der drei Straen aus.

Seitens der Fraktion Velbert anders wird die Zusatzbeschilderung als ,uberflissig* ein-
gestuft und der Beschluss infolge dessen abgelehnt.

Die SPD-Fraktion vertritt die Auffassung, dass aufgrund der Zusatzschilder nicht mehr
von einer Ehre fir die Personen gesprochen werden kdnne und aufgrund der Tatsache,
dass die betroffenen Anwohner sich gegen eine Umbenennung der Stral3en ausgespro-
chen haben, werde dem Beschluss zugestimmt.

Beschluss:
Die Verwaltung wird beauftragt unter die jeweiligen StraRennamensschilder folgende

erganzende Erlauterungen anzubringen:

Fir den Agnes-Miegel-Weq:
Ldeutsche Dichterin und Journalistin, wegen ihrer Haltung zum Nationalsozialismus um-
stritten, * 1879  1964*
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Fir den Hermann-Stehr-Wegq:
sLehrer und schlesischer Schriftsteller, wegen seiner Unterstlitzung des Nationalsozia-
lismus umstritten, * 1864 1 1940

Fir den Ina-Seidel-Weq:
s,deutsche Dichterin, wegen ihrer Haltung zum Nationalsozialismus umstritten,
*1885 1 1974*

Beratungsergebnis: 41 Stimmen daflr
16 Stimmen dagegen (Bindnis 90/Die Grinen; Velbert anders;
Die Linke; UVB; Piraten Partei)
0 Enthaltungen

10. Forderung von Initiativen im Kulturbereich
Vorlage: 179/2016

Beschluss:

1. Zur Foérderung von Initiativen im Kulturbereich werden fir das Haushaltjahr 2017 — vorbehalt-
lich der Genehmigung des Haushaltes 2017 — Mittel in Hoéhe von 10.000,00 € bereit gestellt.

2. Die Bereitstellung der Mittel erfolgt budgetneutral durch Umschichtungen im Kulturetat.

3. Die Verwaltung wird in der letzten Sitzung des Kulturausschusses im Jahr 2017 (ber die Erfah-
rungen mit den Forderrichtlinien berichten. Die Férderrichtlinien werden dann auf der Grundla-
ge des Berichtes ggf. weiterentwickelt und angepasst.

4. Die Fordermittel fiir das Haushaltsjahr 2017 werden auf der Grundlage der Richtlinien fir die
Forderung von Initiativen im Kulturbereich bewilligt. Hierzu werden folgende Richtlinien be-
schlossen:

Richtlinien der Stadt Velbert fiir die Férderung von Initiativen im Kulturbereich

1. Gegenstand der Férderung/Forderungsvoraussetzungen

1.1 Gegenstand der Foérderung sind zeitlich und inhaltlich abgrenzbare Einzelvorhaben (Projekte)
mit kulturellem bzw. kiinstlerischem Charakter. Prioritdr werden Projekte von natirlichen oder
juristischen Personen geférdert, die in Velbert ansassig sind.

1.2 Die Zuwendungsempfanger missen die Gewahr fir die ordnungsgemal3e Durchfihrung und
Abrechnung des Projektes bieten bzw. die entsprechenden fachlichen Beféahigungen haben.

1.3 Die Projekte mussen in Velbert stattfinden.

1.4 Forderfahig sind Projekte, die fiir die Offentlichkeit zugénglich sind und die ein 6ffentliches
Interesse erwarten lassen und Eigeninitiative und Mitverantwortung unterstitzen oder férdern.

1.5 Die Forderung setzt voraus, dass ein Kosten- und Finanzierungsplan vorliegt, der unter Be-
ricksichtigung der Férderung die gesicherte Gesamtfinanzierung erkennen lasst.

1.6 Fordervoraussetzung ist die sparsame und wirtschaftliche Mittelverwendung.

1.7 Projekte, die bereits aus anderen Haushaltsmitteln der Stadt gefdordert werden, bleiben von
einer zusatzlichen Fdrderung ausgeschlossen.

1.8 Die Zusammenarbeit mit stadtischen oder privatwirtschaftlichen Institutionen schlief3t eine For-
derung nicht aus.
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2. Art und Umfang der Forderung

2.1 Die Forderung erfolgt nachrangig. Der/Die Zuwendungsempfanger/in hat im Rahmen des Még-
lichen die geplanten Ausgaben durch eigene Einnahmen oder Drittmittel zu decken. Der Zu-
schuss kann sodann in Hohe des Betrages bewilligt werden, der nach Abzug des Eigenanteils
und einer evt. Kostenbeteiligung Dritter als noch zu finanzierender Restbetrag verbleibt. Dieser
bewilligte Restbetrag ist Hochstbetrag des stadtischen Zuschusses.

2.2 Die Zuwendung fir ein Projekt wird in einer Hohe von bis zu 70 % der Gesamtkosten des Pro-
jektes und bis zu einer Férderhéchstsumme von 2.500,00 € gewahrt. In begrindeten Ausnah-
mefallen kann auch eine Férderung von bis zu 80 % der Gesamtkosten des Projektes und bis
zu einer Férderhdchstsumme von 2.500,00 € bewilligt werden, sofern nachweislich keine oder
nur geringfugige Drittmittel akquiriert werden kénnen oder die aktuelle wirtschaftliche Situation
der Antragstellerin/des Antragstellers dies erfordert.

2.3 Ein Zuschuss kann nur zu den unbedingt erforderlichen projektbezogenen Ausgaben wie z. B.
Honoraren, Fahrt- und Ubernachtungskosten, Materialkosten, Werbungs- und Druckkosten
etc. bewilligt werden.

2.4 Bei der Bemessung des Zuschusses werden Reprasentationsausgaben und Ausgaben fur
Verpflegung nicht beriicksichtigt. Investitionen sollen nicht geférdert werden. Umsatzsteuer,
die als Vorsteuer abziehbar ist, gehdrt nicht zu den zuwendungsfahigen Ausgaben.

2.5 Eine Weiterleitung von Zuwendungen an Dritte ist ohne Zustimmung des Zuwendungsgebers
nicht gestattet.

3. Forderungsverfahren

3.1 Ein Rechtsanspruch auf die Gewéahrung einer Zuwendung besteht nicht. Aus einer einmaligen
Forderung erwachst kein Anspruch auf eine weitergehende oder anteilige Férderung. Die Zu-
wendungen werden nach pflichtgemalem Ermessen gewahrt.

3.2 Antrage auf Gewahrung von Zuschiissen nach den Richtlinien fir die Forderung von Initiativen
im Kulturbereich kénnen alle natirlichen und juristischen Personen, sowie sonstige Vereini-
gungen, wie z. B. Gruppen, Initiativen, Vereine usw. stellen. Die Férderung gleicher Antrags-
steller bei verschiedenen Projekten ist mdglich, ausgeschlossen ist eine kontinuierliche Forde-
rung, die auf eine institutionelle Absicherung bestimmter MalZnahmetrager hinauslauft.

3.3 Voraussetzung fur die Foérderung ist ein schriftlicher, formloser Forderantrag. Dieser muss
enthalten:

a) Name, Anschrift, Bankverbindung des empfangsberechtigten Zuschussempfangers sowie
der Mitwirkenden,
b) Name und Anschrift des verantwortlichen Projektleiters,
c) eine ausfuhrliche Projektbeschreibung,
d) Angaben Uber den Veranstaltungsort, die Einzeltermine, den Abschluss der Mafinahme.
e) Daruber hinaus muss der Forderantrag einen Kosten- und Finanzierungsplan enthalten.
Dieser muss folgende Dinge beinhalten:
- die Gesamtkosten der Malinahme, unterteilt nach Honorarkosten, Mieten und sonstigen
Nebenkosten (Versicherungen, GEMA, Kiinstlersozialkasse etc.)
- die Einnahmen (z.B. Spenden, Werbeertrage, Eintrittsgelder, Verkaufserlose und Forder-
mittel Dritter)
- die nicht gedeckten Kosten unter Berticksichtigung der Einnahmen
- den Zuschussbedarf.
f) Aussagen uber den Zielerreichungsgrad und Kennzahlen (z.B. Zielgruppe, erwartete Be-
sucherzahl, etc.).

3.4 Die Entscheidung uber die Vergabe der Mittel trifft grundséatzlich der Kulturausschuss. Die Ent-
scheidung wird mit einem Bescheid mitgeteilt.
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3.5 Der angegebene Forderungszeitraum (Abschluss der Malinahme) kann auf Antrag verlangert

4.

werden.

Verwendungsnachweis

4.1 Die Stadt prift die ordnungsgemalRle und zweckentsprechende Verwendung des Zuschusses.

Der Zuschussempfanger hat der Stadt spatestens drei Monate nach Beendigung des Projek-
tes einen Verwendungsnachweis vorzulegen. Ein entsprechendes Muster flr einen vereinfach-
ten Verwendungsnachweis wird mit der schriftlichen Foérderzusage Ubersandt.

4.2 In dem Verwendungsnachweis ist zu bestétigen, dass die Ausgaben notwendig waren und

wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist. Nicht verbrauchte Mittel sind unaufgefordert
und unverziglich zurtickzuzahlen.

4.3 Wird die Verwendung nicht ordnungs- und termingemaf3 nachgewiesen, oder werden die Mittel

nicht ihrem Zweck entsprechend verwendet, so ist der Zuschuss zuriickzuzahlen.

4.4 Die Stadt ist berechtigt, Originalbelege (Rechnungen, Quittungen, Vertrage etc.) und sonstige

11.

Geschéftsunterlagen zur Prifung anzufordern oder vor Ort zu prufen. Der Zuwendungsemp-
fanger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskinfte zu er-
teilen. Neben den Zahlungsbelegen sind auch alle Vertrdge und die sonst mit der Férderung
zusammenhangenden Unterlagen fiinf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises auf-
zubewahren, sofern nicht nach anderen Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist be-
stimmt ist.

Antragsfristen

Antrage auf Zuwendungen kénnen bis zum 31. Marz fur Vorhaben im Il. Halbjahr des laufen-
den Jahres und bis zum 30. September fur Vorhaben im |. Halbjahr des Folgejahres an den
Fachbereich 6 der Stadt Velbert gerichtet werden. Die nachtragliche Finanzierung von bereits
begonnen oder abgeschlossenen Projekten ist ausgeschlossen.

Abweichungen

Abweichungen von diesen Richtlinien bedlrfen der Zustimmung des Kulturausschusses.

In Kraft treten

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom __ . . in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtli-
nien fur die Forderung von Initiativen im Kulturbereich aus dem Jahre 1986 aul3er Kraft.

Beratungsergebnis: 57 Stimmen dafur
0 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen

Satzung zur Anderung des § 19 der Hauptsatzung der Stadt Velbert
Vorlage: 27/2016

Nach kurzer Einfuhrung in die Thematik und ohne weitere Wortmeldungen stellt der
Birgermeister den Beschluss zur Abstimmung.
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Beschluss:

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung vom aufgrund des 8§ 7 Abs. 3
Satz 1 in Verbindung mit 8 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV.NW.S. 666/SGV.NW.2023), zuletzt gedndert durch Artikel 2 G zur Beschleunigung
der Aufstellung kommunaler Gesamtabschliisse und zur Anderung kommunalrechtlicher
Vorschriften vom 25.06.2015 (GV.NRW.S. 496), folgende

Satzung
zur Anderung der
Hauptsatzung der Stadt Velbert

beschlossen:

§ 19 der Hauptsatzung der Stadt Velbert wird wie folgt neu gefasst:

8§19
Ausschreibungen und Vergaben von Arbeiten, Lieferungen und

Leistungen sowie Grundstiicksgeschafte

(1) Der Burgermeister kann Arbeiten, Lieferungen und Leistungen nach den geltenden
gesetzlichen Bestimmungen und den vom Rat der Stadt beschlossenen Richtlinien im
Rahmen der zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel vergeben. Die Stabsstelle
Rechnungspriifung ist bei der Vergabe von Lieferungen und Dienstleistungen sowie von
freiberuflichen Leistungen ab einem Auftragsvolumen von 25.000,-- € und bei der
Vergabe von Bauleistungen ab einem Auftragsvolumen von 50.000,-- €, jeweils netto

ohne Umsatzsteuer zu unterrichten.

(2) Der Burgermeister ist berechtigt, Grundstilicksgeschafte vorzunehmen und abzuwickeln,
sofern der Wert des Geschafts 300.000,-- € nicht Ubersteigt.

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
Beratungsergebnis: 54 Stimmen dafir

0 Stimmen dagegen

3 Enthaltungen (Die Linke; Piraten Partei)
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12.

13.

Anderung der Ziffer 1.5 lit. g des Zustandigkeitskataloges fiir die Ausschiisse des
Rates der Stadt Velbert
Vorlage: 28/2016

Nach kurzer Einfuhrung in die Thematik und ohne weitere Wortmeldungen stellt der
Birgermeister den Beschluss zur Abstimmung.

Beschluss:

Ziffer 1.5 lit. g des Zustandigkeitskataloges fir die Ausschisse des Rates der Stadt Ve-
Ibert wird wie folgt neu gefasst:

g. Grundsticksgeschafte geman § 19 Abs. 2 der Hauptsatzung, sofern der Wert des
Geschafts 300.000 € Ubersteigt.

Beratungsergebnis: 54 Stimmen dafir
0 Stimmen dagegen
3 Enthaltungen (Die Linke; Piraten Partei)

Anderung der Satzung tiber die Erhebung von Elternbeitragen fir die Teilnahme
an der "Offenen Ganztagsschule" in der Primarstufe der Stadt Velbert vom
28.04.2015

Vorlage: 191/2016

Im Verlauf der Beratung stimmen die Fraktionen Die Linke und Piraten Partei dem An-
trag der Fraktion Biindnis 90/Die Grlinen, fiir die unterste Beitragsstufe den Elternbei-
trag auf 0,- € zu senken, zu.

Seitens der CDU-Fraktion wird dieser Antrag aufgrund eines ausbleibenden Deckungs-
vorschlages abgelehnt.

Die SPD-Fraktion erklart, fir dieses Schuljahr dem Verwaltungsvorschlag zuzustimmen,
aber im kommenden Jahr werde eine erneute Beratung zu dieser Thematik gewlinscht.
Ziel sollte es sein, die unterste Einkommensgrenze beitragsfrei gestalten zu kénnen.

AbschlieRend stellt der Blrgermeister zunachst den Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die
Grinen zur Abstimmung.

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen:

Dem Beschlussvorschlag der Verwaltung fur die Anderung der Elternbeitrage fiir die
OGS wird unter Streichung der Beitragsstufe | (Befreiung des Elternbeitrages bei einem
Jahreseinkommen bis 15.000,- €) zugestimmt.

Beratungsergebnis: 13 Stimmen dafir (Bundnis 90/Die Griinen; Die Linke; FDP; Piraten Partei)
44 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen

Da der Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen mehrheitlich abgelehnt worden ist,
stellt der Birgermeister nunmehr den Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Abstim-
mung.
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Satzung zur Anderung der Satzung uber die Erhebung von Elternbeitragen fir die Teilnah-
me an der ,,Offenen Ganztagsschule“ in der Primarstufe

Auf Grund der 88 7 und 41 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), in der
derzeit gultigen Fassung , der 88 2, 6 und 20 des Kommunalabgabengesetzes (KAG NRW) vom
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), in der derzeit gliltigen Fassung, des 8 5 des Gesetzes zur
frihen Bildung und Foérderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz — KiBiz) vom 30.10.07 (GV
NRW S.462), in der derzeit gultigen Fassung, des § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15. Februar 2005 (GV NRW S. 102), in der derzeit gulti-
gen Fassung und des § 2 des Einkommenssteuergesetzes (EStG) vom 08. Oktober 2009 (BGBI |
S. 3366, 3862) in der derzeit giltigen Fassung hat der Rat der Velbert in seiner Sitzung am
XX.XX.XXXX folgende Anderungssatzung beschlossen:

8§ 7 erhélt folgende neue Fassunq:

Bisherige Fassung

Neue Fassung

§ 7 Ermaligungen, Befreiungen

(1) Besucht mehr als ein Kind einer Familie
gleichzeitig die OGS, so entfallen die Entgelte
fur das zweite und jedes weitere Kind. Dies gilt
auch, wenn die Betreuungsmaf3nahmen in un-
terschiedlichen Schulen in der Stadt Velbert
besucht werden.

Besucht ein Kind einer Familie eine Velberter
Einrichtung nach dem 8§ 1 Abs. 1 Kinderbil-
dungsgesetz (KiBiz) und zahlt hierfur einen Bei-
trag, entfallen die Beitrage fur die OGS.

(2) Die ErméaRigung/Befreiung erlischt mit Ab-
lauf des Monats, in dem der ErméaRigungsgrund
/ Befreiungsgrund wegfallt, spatestens am En-
de des Schuljahres. Die Beitragspflichtigen sind
verpflichtet, den Wegfall des ErmaRigungs-
/Befreiungsgrundes der Stadt Velbert (Schul-
trager) unverziglich mitzuteilen.

§ 7 ErméaRigungen, Befreiungen

(1) Besucht mehr als ein Kind einer Familie
gleichzeitig die OGS, so entfallen die Beitrage fur
das zweite und jedes weitere Kind. Dies gilt auch,
wenn die OGS-Betreuungsmalflnahmen in unter-
schiedlichen Schulen in der Stadt Velbert besucht
werden.

Besucht ein Kind einer Familie eine Velberter
Einrichtung nach dem § 1 Abs. 1 Kinderbildungs-
gesetz (KiBiz) und zahlt hierfiir einen Beitrag, ent-
fallen die Beitrage fur die OGS.

(2) Die ErméaRigung/Befreiung erlischt mit Ablauf
des Monats, in dem der ErmaRigungsgrund / Be-
freiungsgrund wegfallt, spatestens am Ende des
Schuljahres. Die Beitragspflichtigen sind ver-
pflichtet, den Wegfall des Erm&Rigungs-
/Befreiungsgrundes der Stadt Velbert (Schultra-
ger) unverzuglich mitzuteilen.

§ 8 erhalt folgende neue Fassunag:

Diese Satzung tritt am 01.08.2016 in Kraft.
Anderung der Anlage |
Elternbeitrage fur die OGS

Bisherige Fassung:

Beitragsstufe Jahreseinkommen Elternbeitrag
I bis 15.000 € 25,00
Il bis 25.000 € 50,00
Il bis 37.500 € 80,00
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\Y bis 50.000 € 110,00
Vv bis 62.500 € 140,00
VI Uber 62.500 € 170,00
Neue Fassung:
Beitragsstufe Jahresbruttoeinkommen Elternbeitrag

I bis 15.000 € 25,00
Il bis 25.000 € 50,00
1 bis 37.500 € 80,00
\Y bis 50.000 € 110,00
Vv bis 62.500 € 140,00
\i Uber 62.500 € 180,00

Anderung der Anlage II:

Berechnung des Elternbeitrages fir die Offene Ganztagsschule
Erlauterungen zum Begriff Einkommen

(1) Bertcksichtigt wird das Einkommen der Eltern oder des Elternteils, bei dem das Kind lebt und der
Personen, die mit diesem Elternteil eine Bedarfsgemeinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 + 3a SGB
Il bilden.

Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der gesamten positiven Einkinfte im Sinne
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes und vergleichbarer Einkiinfte, die im Aus-
land erzielt werden.

Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veran-
lagten Ehegatten ist nicht zuldssig.

Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkiinfte, Unterhaltsleistungen sowie
die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten 6ffentlichen Leistungen fir die Eltern und
das Kind, fur das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen.

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz ist nicht hinzuzurechnen; das Elterngeld nach
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) bleibt in H6he der in § 10 Abs. 1 und 3
BEEG genannten Betrage bei der Ermittlung des malRgeblichen Einkommens unberiicksichtigt.

Bezieht ein Elternteil Einkiinfte aus einem Beschéaftigungsverhéltnis oder auf Grund der Ausiibung
eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen fiir den Fall des Ausscheidens eine lebenslangli-
che Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag
von 10 v. H. der Einkilinfte hinzuzurechnen.

Beratungsergebnis: 52 Stimmen dafur
5 Stimmen dagegen (Biindnis 90/Die Griinen; Die Linke; Piraten Partei)
0 Enthaltungen

14. Neufassung der Satzung der Stadt Velbert Uber die Erhebung von Elternbeitragen
in Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege
Vorlage: 151/2016 2. Erganzung

Nach einer ablehnenden Begriindung hinsichtlich der beabsichtigten Neufassung der
Satzung der Stadt Velbert tber die Erhebung von Elternbeitrégen in Kindertageseinrich-
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tungen und der Kindertagespflege seitens der EDP-Fraktion weist der Sozialdezernent,
Herr |. Beigeordneter Richter, darauf hin, dass der Abs. 3 des § 8 der Satzung aufgrund
der Vorberatungen entsprechend konkretisiert worden sei.

Der Abs.3 des § 8 der Satzung lautet nunmehr: ,Sofern ein oder mehrere Geschwister-
kinder Einrichtungen der ,Offenen Ganztagsschule® (OGS) in Velbert besuchen, erfolgt
die Beitragsbefreiung dieser Kinder nach § 7 der Satzung Uber die Erhebung von EI-
ternbeitrdgen fiir die Teilnahme an der ,,Offenen Ganztagsschule®in der Primarstufe®.
Somit erklare sich die Erstellung einer 2. Ergdnzungsvorlage.

Beschluss:

1. Bis zum Beginn des Kindergartenjahres 2017/2018 wird die nachfolgende Erhéhung der
Elternbeitrage erneut tberpriift. Bei der Uberarbeitung der Satzung sollen die Einkommensstu-
fen angepasst und die Mdglichkeit der Einfuhrung zuséatzlicher Einkommensstufen ber 80.000
€ dargestellt werden.

2. Die nachfolgende Satzung wird beschlossen:

Satzung Uber die Erhebung von Elternbeitragen zu Kindertageseinrichtungen und
der Kindertagespflege vom ..........

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am ............... aufgrund des § 7 der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(SGV. NRW. 2023; GV. NRW. S. 666), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIl in der Fassung der
Bekanntmachung vom 08.12.1998 (BGBI. S. 3546), und 8 23 Abs. 1 Gesetz zur frihen Bildung
und Forderung von Kindern — Kinderbildungsgesetz — (KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW: S.
462) - jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung - die folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1 Beitragspflicht

(1.) Fur die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege
haben die Eltern monatliche 6ffentlich-rechtliche Beitrage zu entrichten. Lebt das Kind nur mit ei-
nem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.

(2.) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32
Einkommensteuergesetz (EStG) gewahrt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese
Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern.

(3.) Lebt das Kind bei keiner der vorgenannten Personen (z.B. in Heimpflege), ist kein Elternbei-
trag zu zahlen.

(4.) Die Hbhe der Beitrage ergibt sich aus der Tabelle in § 9 dieser Satzung. Die Elternbeitrage
sehen eine soziale Staffelung vor und bertcksichtigen die unterschiedliche wirtschaftliche Leis-
tungsfahigkeit der Beitragspflichtigen und die Betreuungszeit. Unabhéangig vom Tag der Aufnahme
werden nur volle Monatsbeitrage erhoben. Anderungen der Elternbeitrage aufgrund von Verande-
rungen des Betreuungsumfangs werden ab dem Kalendermonat der Anderung neu festgesetzt.
Bei der Kindertagespflege ist der Beitrag durch die Hohe des gezahlten Pflegegeldes begrenzt.

Im Fall des Absatzes 2 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der Elternbeitragsstaffel fir
die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, das nachgewiesene Einkommen ist der ersten
Einkommensgruppe zuzuordnen.

(5.) In dem Kindergartenjahr, welches der Einschulung vorausgeht, ist die Inanspruchnahme der
Angebote in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege beitragsfrei.
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(6.) Der Trager der Kindertageseinrichtung kann von den Eltern ein Entgelt fir Mahlzeiten verlan-
gen. Kindertagespflegepersonen kénnen ein angemessenes Entgelt fir Mahlzeiten verlangen,
dessen maximale H6he in der Satzung der Stadt Velbert Uber die Férderung von Kindern in der
Kindertagespflege bestimmt wird.

(7.) Auf Antrag werden die Elternbeitrage ganz oder teilweise erlassen, wenn die Belastung den
Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII).

8§ 2 Beitragszeitraum

(1.) Die Beitragspflicht entsteht mit dem Beginn des Monats, in dem die Aufnahme des Kindes in
eine Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege erfolgt und endet mit Ablauf des Monats, in
dem das Betreuungsverhaltnis endet.

(2.) Beitragszeitraum ist in der Regel das Kindergarten- bzw. das Schuljahr (01.08. — 31.07. des
Folgejahres)

(3.) Die Beitragspflicht wird durch SchlieBungszeiten der Einrichtungen, Ferien-/Urlaubszeiten bei
der Kindertagespflege, tatsdchliche An- und Abwesenheitszeiten des Kindes in der Kindertages-
einrichtung bzw. Kindertagespflege, voriibergehenden Betreuungsersatz bei Verhinderung der
vermittelten Tagespflegeperson sowie durch voriibergehende Unterbrechungen oder Einschran-
kungen der Betreuung nicht berdhrt.

§ 3 Betreuungszeit

(1.) Unabhangig von der tatséchlichen Inanspruchnahme der vereinbarten wochentlichen Betreu-
ungszeit wird der Elternbeitrag fur die Betreuungszeit erhoben, fiir die der Betreuungsvertrag be-
steht und Betriebskosten anfallen. Als Betreuungszeit in den Kindertageseinrichtungen gilt die
vereinbarte Betreuung unter Berlicksichtigung der Begriffsbestimmungen in § 19 KiBiz und der
nachfolgenden Regelungen.

(2.) Als Betreuungszeit bei der Kindertagespflege gilt der vertraglich mit der Tagespflegeperson
vereinbarte Wochenstundenumfang, der vom Jugendamt auf die tatsachliche Inanspruchnahme
gepruft werden kann.

8§ 4 Einkommen

(1.) Die Elternbeitrage werden gestaffelt nach dem Einkommen der Zahlungspflichtigen nach 8§ 1
und des betreuten Kindes erhoben.

(2.) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der ,positiven Einkunfte* der Zahlungs-
pflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des EStG. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulassig.

(3.) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkinfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur De-
ckung des Lebensunterhaltes bestimmten 6ffentlichen Leistungen. Das Kindergeld nach dem
Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist kein anzurechnendes Einkommen.
Elterngeld nach den Bundeselterngeld- und elternteilzeitgesetz (BEEG) ist bis zu einem Betrag
von 300 Euro monatlich anrechnungsfrei.

(4.) Bezieht ein Elternteil Einklinfte aus einem Beschaftigungsverhaltnis oder aufgrund der Aus-
Ubung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen fur den Fall des Ausscheidens eine lebens-
langliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach Absatz 2 ermittelten Einkommen ein Betrag
von 10 % der Einkunfte aus diesem Beschaftigungsverhaltnis oder aufgrund der Austibung des
Mandats hinzuzurechnen.
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(5.) Bezieher von Leistungen nach dem SGB Il (Grundsicherung fir Arbeitssuchende), SGB XII
Kapitel 3 und/oder Kapitel 4 (Sozialhilfe) sowie dem AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz) wer-
den fir die Dauer des Bezugs dieser Leistung ohne Priifung der tatsachlichen Hohe in die erste
Einkommensstufe eingruppiert.

(6.) Fur das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu
gewahrenden Freibetrage von dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkommen abzuzie-
hen.

§ 5 MalRgeblicher Einkommenszeitraum

(1.) MaRRgebend ist das Einkommen in dem dem Schuljahr bzw. Kindergartenjahr vorangegange-
nen Kalenderjahr.

(2.) Abweichend von Absatz 1 ist das tatséchliche Jahreseinkommen zugrunde zu legen, wenn es
voraussichtlich auf Dauer hoher oder niedriger ist als das Einkommen des vorangegangenen Ka-
lenderjahres. Der Elternbeitrag ist im Fall einer solchen Anderung fur dieses Kalenderjahr neu
festzusetzen. Dabei erfolgt zunachst eine vorlaufige Festsetzung, fur die das Einkommen des Jah-
res geschatzt wird. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise fiir das Jahr wird der Bei-
trag dann endgliltig festgesetzt.

(3.) Anderungen der Einkommensverhéltnisse, die zur Zugrundelegung einer anderen Einkom-
mensgruppe fihren kénnen, sind von den Zahlungspflichtigen unverziiglich anzugeben.

8 6 Einkommensnachweis

Die Zahlungspflichtigen nach § 1 sind verpflichtet, bei der Aufnahme und danach auf Verlangen ihr
mafgebliches Einkommen nachzuweisen. Dazu reichen sie eine Einkommenserklarung mit allen
Belegen ein. Vordrucke fir die Einkommenserklarung werden vom Fachbereich Jugend, Familie
und Soziales zur Verfliigung gestellt. Ohne den geforderten Nachweis bzw. bei nicht glaubhaftem
Einkommen ist der héchste Elternbeitrag zu zahlen. Zahlungspflichtige, die sich selber freiwillig in
die héchste Einkommensstufe zuordnen, miissen keine Belege vorlegen.

8 7 Falligkeit
Die Elternbeitrage sind monatlich im Voraus bis zum 5. Tage eines jeden Monats zu zahlen.
8§ 8 Geschwisterermafigung

(1) Besuchen mehr als ein Kind von Beitragspflichtigen nach 8 1 gleichzeitig eine der genannten
Einrichtungen, so sind nur fir ein Kind Beitrdge zu erheben. Als Zahlkind gilt das Kind, fur das sich
nach dem Einkommen und der Betreuungsart der hochste Beitrag ergibt.

(2.) Soweit Kinder nach 8§ 1 Abs. 5 von der Beitragszahlung befreit sind, sind auch die Geschwis-
terkinder, die gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflegestelle besuchen, von
der Beitragspflicht befreit.

(3.) Sofern ein oder mehrere Geschwisterkinder Einrichtungen der ,,Offenen Ganztagsschule*
(OGS) in Velbert besuchen, erfolgt die Beitragsbefreiung dieser Kinder nach § 7 der Satzung tber
die Erhebung von Elternbeitragen fir die Teilnahme an der ,Offenen Ganztagsschule® in der Pri-
marstufe.
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§ 9 Beitragstabelle

Monatlicher Elternbeitrag nach
Jahreseinkommen wochentlicher Betreuungszeit
25 35 45
Stunden Stunden Stunden
bis 15.000 € 0€ 0€ 0€
bis 25.000 € 29 € 32 € 50 €
bis 37.000 € 49 € 54 € 84 €
bis 50.000 € 80 € 89 € 138 €
bis 62.000 € 125 € 138 € 212 €
bis 70.000 € 164 € 181 € 281 €
bis 80.000 € 194 € 214 € 334 €
ab 80.000 € 227 € 251 € 393 €

8§ 10 Inkrafttreten

15.

Diese Satzung tritt am 01.08.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die vom Rat der Stadt Velbert
in seiner Sitzung am 25.11.2014 beschlossene Satzung lber die Erhebung von Elternbei-
tragen zu Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege aufRer Kraft.

Beratungsergebnis: 36 Stimmen dafir
21 Stimmen dagegen (Biindnis 90/Die Grunen; Velbert anders;
Die Linke ; FDP; UVB; Piraten Partei)
0 Enthaltungen

Schiedsamtsangelegenheiten

Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Langenberg wegen Ablauf der
Amtszeit der bisherigen Schiedsfrau

Vorlage: 124/2016

Der Birgermeister fuhrt kurz in die Thematik ein, tragt die Beratungsergebnisse der
vorberatenen Ausschisse vor und stellt ohne weitere Wortmeldungen den Beschluss
zur Abstimmung.

Beschluss:

Herr Bernd Drescher wird fur die Dauer von 5 Jahren zum Schiedsmann fiir den
Schiedsamtsbezirk Velbert-Langenberg gewahlt.

Beratungsergebnis: 57 Stimmen dafir
0 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen
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16.

17.

18.
18.1

Schiedsamtsangelegenheiten

Neubesetzung der Schiedsamtsstelle in Velbert-Neviges wegen Ablauf der Amts-
zeit des bisherigen Schiedsmannes

Vorlage: 125/2016

Der Birgermeister fuhrt kurz in die Thematik ein, tragt die Beratungsergebnisse der
vorberatenen Ausschisse vor und stellt ohne weitere Wortmeldungen den Beschluss
zur Abstimmung.

Beschluss:

Frau Gerlinde Herud wird fiir die Dauer von 5 Jahren zur Schiedsfrau fir den Schied-
samtsbezirk Velbert-Neviges gewabhilt.

Beratungsergebnis: 57 Stimmen dafir
0 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen

Anzeigepflicht von Nebentatigkeiten gem. 8 17 Abs. 2 des Korruptionsbekamp-
fungsgesetzes (KorruptionsbG)
Vorlage: 214/2016

Nach Aufruf des Tagesordnungspunktes Ubernimmt der 1. Stellv. Blirgermeister, Herr
Weise, die Sitzungsleitung.

Herr Weise flihrt aus, dass die Hauptverwaltungsbeamten gem. § 17 Abs. 2 Korrupti-
onsbekdmpfungsgesetz verpflichtet seien, dem Rat eine Aufstellung Uber die Einnah-
men aus den Nebentétigkeiten gem. § 53 Landesbeamtengesetz vorzulegen.

Aus der vorliegenden Anlage zur Vorlage werde ersichtlich, welche Nebentatigkeiten der
Birgermeister im Kalenderjahr 2015 ausgelibt habe und welche Vergitungen ihm daftir
gewahrt worden seien.

Herr Weise stellt abschlieRend fest, dass der Bericht ohne weitere Wortmeldungen zur
Kenntnis genommen wird.

Beratungsergebnis:  Zur Kenntnis genommen

Haushaltsangelegenheiten

Haushaltsangelegenheiten

4. Fortschreibung des Haushaltssanierungsplans (HSP) der Stadt Velbert nach
dem Starkungspaktgesetz fur die Jahre 2012 ff. unter gleichzeitiger Verlangerung
des Konsolidierungszeitraums und Weitergewdhrung der Konsolidierungshilfe
um ein Jahr.

Vorlage: 148/2016

Der Burgermeister fiihrt in die Thematik ein und erlautert, warum es erforderlich sei,
dass die 4. Fortschreibung des Haushaltssanierungsplans (HSP) der Stadt Velbert fur
die Jahre 2012 ff. unter gleichzeitiger Verlangerung des Konsolidierungszeitraums bis
2018 und Weitergewahrung der Konsolidierungshilfe um ein Jahr beschlossen werden
sollte. Denn der Haushaltsausgleich sei in 2017 mit und erst im Jahr 2018 ohne Konso-
lidierungshilfe zu erreichen.
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18.2

Hinsichtlich der Buchung der Investitionspauschale weist der Blrgermeister darauf hin,
dass bereits in ihrer Genehmigungsverfiigung zur 3. Fortschreibung des HSP die Be-
zirksregierung Dusseldorf der Auffassung sei, dass die jahrliche - volle - ertragswirksa-
me Auflésung der Investitionspauschale nicht den aktuellen Veranschlagungsregeln im
NKF entspreche. Die Stadt Velbert |6se die Investitionspauschale buchhalterisch seit der
Umstellung auf das NKF jahrlich voll ertragswirksam auf der Grundlage der damaligen
Auslegung des § 43 GemHVO NRW auf. Die Stadt Velbert habe daher grundsétzlich ei-
ne Rechtsauffassung auch weil wahrend dieser Zeit keinerlei Beanstandungen ausge-
sprochen worden sind.

Bereinigt man das Ergebnis um den Betrag der Investitionspauschale kénne zwar in der
Planung der Verpflichtung nachgekommen werden, in 2016 einen ausgeglichenen
Haushalt mit Konsolidierungshilfe darzustellen. Jedoch kann die Verpflichtung - in 2017
ohne Einplanung einer Landeshilfe — insbesondere durch die geédnderte Buchungspraxis
mit der Investitionspauschale insofern nicht eingehalten werden, da die Kommunalauf-
sicht die investive Veranschlagung der Leistungen an die KVV GmbH und den Eigenbe-
trieb KVBV flr den Haushalt in diesem Bereich nur unter der Voraussetzung dulde, dass
ein entsprechender Uberschuss in der Ergebnisrechnung ausgewiesen werde. Die Stadt
Velbert wirde daher, die Buchungspraxis an die Rechtsauffassung der Bezirksregierung
anpassen.

Im Verlauf der anschlieRenden Diskussion begriinden die Fraktionen Biindnis 90/Die
Grinen, Die Linke und die FDP ihre Ablehnung gegentiber dem Beschlussvorschlag.

Beschluss:

Die 4. Fortschreibung des Haushaltssanierungsplans (HSP) der Stadt Velbert fir die
Jahre 2012 ff. unter gleichzeitiger Verlangerung des Konsolidierungszeitraums bis 2018
und Weitergewéahrung der Konsolidierungshilfe um ein Jahr wird beschlossen.

Der Haushaltssanierungsplan und der Antrag auf Verlangerung des Konsolidierungszeit-
raums und Weitergewahrung der Konsolidierungshilfe um ein Jahr werden der Bezirks-
regierung Dusseldorf umgehend zugeleitet. Der Haushaltsausgleich ist in 2017 mit und
in 2018 ohne Konsolidierungshilfe zu erreichen.

Beratungsergebnis: 43 Stimmen dafir
14 Stimmen dagegen (Bindnis 90/Die Griinen; Die Linke; FDP;
Piraten Partei)
0 Enthaltungen

Haushaltsangelegenheiten
hier: Erméachtigungsibertragungen von 2015 nach 2016
Vorlage: 168/2016

Wahrend die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen den in der nachstehenden Ubersicht auf-
gefuhrten Erméachtigungsibertragungen von 2015 nach 2016 nicht zustimmt, da die ,Er-
lauterungen® zu den einzelnen MalRnahmen noch immer nicht konkret genug gefasst
seien, vermisst die CDU-Fraktion eine entsprechende Darstellung in Form einer Synop-
se.

Aus dieser ,neuen“ Vorlage sei nicht ersichtlich, welche Anderungen gegeniiber der
Vorlage zum Haupt- und Finanzausschuss vom 24.05.2016 zwischenzeitlich vorge-
nommen worden seien.

Der Birgermeister stellt anschlieRend den Beschluss zur Abstimmung.

Rat vom 14.06.2016 540



Niederschrift:

Beschluss:

Seite - 541 -

Die in der nachstehenden Ubersicht aufgefiihrten Erméchtigungsiibertragungen von 2015 nach
2016 mit der Angabe der Auswirkungen auf den Ergebnisplan und den Finanzplan des Folgejah-
res (2016) werden hiermit geman § 22 Abs. 4 Gemeindehaushaltsverordnung NRW (GemHVO)
zur Kenntnis genommen.

Budget Bezeichnung Erméachti- Erlauterungen
gungs-
Ubertragung
nach 2016
€
Ergebnisplan
Erméchtigungsubertragun- Ziffer 2. 1)
gen gem. Dienstanweisung Fir Aufwendungen bei Auftragserteilun-
gen im Vorjahr
FB 1 Zentra- | Sonstige ordentliche Aufwen- 19.500,00 | Auftragsabwicklung aus 2015 fir das Pro-
le Dienste dungen jekt digitale Akte
FB 2 Fi- Sonstige ordentliche Aufwen- 25.764,37 | Auftragsabwicklung aus 2015 fiir Gutachten
nanzdienste | dungen Gesamtabschluss
Summe 45.264,37
Finanzplan
Auszahlungen aus Ifd. Ver-
waltungstatigkeit
Stabsstelle Erstattungen an sonstigen 89.662,50 | Ubertragung aufgrund zeitliche Verschie-
14 offentlichen Bereich bung der Uberértlichen Priifung
FB 1 Zentra- | Sonstige ordentliche Aufwen- 19.500,00 | Auftragsabwicklung aus 2015 fiir das Pro-
le Dienste dungen jekt digitale Akte
FB 2 Fi- Sonstige ordentliche Aufwen- 25.703,79 | Auftragsabwicklung aus 2015 fiir Gutachten
nanzdienste | dungen Gesamtabschluss
FB 3 Stadtentwicklung 1.838.384,87 | Ubertragung aufgrund zeitliche Verschie-
bung des Mittelabrufs
FB 3 Stadtentwicklung 60.038,20 | Ubertragung aufgrund zeitliche Verschie-
bung des Mittelabrufs
Summe 2.033.289,36

Finanzplan
Auszahlungen aus Investiti-

onstatigkeit
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Budget Bezeichnung Erméchti- Erlauterungen
gungs-
Ubertragung
nach 2016
€
Ermachtigungsibertragun- Ziffer 3. 1)
gen gem. Dienstanweisung Fur Investitionen zur Fortfihrung be-
gonnener MaRnahmen
FB 1 Zentra- | Auszahlungen fur dem Erwerb | 275.000,00 Ubertragung im Bereich Informationstech-
le Dienste von immateriellen Vermo- nik (Auftragsabwicklung aus 2015 - Office-
gensgegenstanden Umstellung)
FB 1 Zentra- | Auszahlungen fir dem Erwerb | 34.792,63 Ubertragung im Bereich Informationstech-
le Dienste von immateriellen Vermo- nik (Auftragsabwicklung aus 2015 - Soft-
gensgegenstanden ware)
FB 1 Zentra- | Auszahlungen fir den Erwerb | 60.664,57 Ubertragung im Bereich Informationstech-
le Dienste von beweglichem Anlagever- nik (Auftragsabwicklung aus 2015 - Hard-
mogen ware)
FB 8 Wirt- Auszahlungen fur den Erwerb | 3.245.400,00 | Grundstiickserwerbsabwicklung aus 2015
schaftsforde- | von unbebauten Grundstiicken (Stadtentwicklung)
rung und Gebauden
FB 6 Bil- Auszahlungen fir den Erwerb | 30.600,00 Ubertragung fur die Ausstattung der Schu-
dung, Kultur | von beweglichem Anlagever- len
und Sport mogen
FB 6 Bil- Auszahlungen fur den Erwerb | 16.110,85 Ubertragung im Bereich Sportstattenunter-
dung, Kultur | von beweglichem Anlagever- haltung (Auftragsabwicklung aus 2015 fur
und Sport mdgen Ausstattung in Sportanlagen)
Deckungs- Auszahlungen fur den Erwerb 1.216.139,60 | Ubertragung fur die Eigenkapitalzufiihrung
budget von Finanzanlagen an die KVV Kultur- und Veranstaltungs-
GmbH fur das Sportzentrum.
Ermé&chtigungsubertragun- Ziffer 3. 2)
gen gem. Dienstanweisung Fir Investitionen, die im abgelaufenen
Haushaltsjahr nicht in Anspruch ge-
nommen wurden
FB 1 Zentra- | Auszahlungen fur dem Erwerb | 55.000,00 Ubertragung im Bereich Informationstech-
le Dienste von immateriellen Vermo- nik (Anschaffung Software Anordnungs-
gensgegenstanden workflow)
FB 1 Zentra- | Auszahlungen fir den Erwerb | 10.500,00 Ubertragung im Bereich Logistik
le Dienste von beweglichem Anlagever- (Anschaffung Kuvertiermaschine)
mogen
FB 6 Bil- Auszahlungen fur den Erwerb 159.458,04 Ubertragung fiir die Ausstattung der Schu-
dung, Kultur | von beweglichem Anlagever- len, Sportanlagen und Stadtarchiv
und Sport mdgen
FB 6 Bil- Abwicklung von Baumafnah- 805.930,26 Ubertragung fur die Sanierung des Sport-
dung, Kultur | men platzes Birth und fir die Sanierung des
und Sport Umkleidegeb&udes Sportplatz Nizzatal
Ermé&chtigungsubertragun- Ziffer 3. 3)
gen gem. Dienstanweisung Fir Investitionen auf der Grundlage von
FordermafRnahmen
FB 5 Ju- Auszahlungen fir den Erwerb | 150.000,00 Ubertragung fur den Umbau des Jugend-
gend, Fami- | von beweglichem Anlagever- zentrums HoferstralRe in ein Veranstal-
lie und Sozi- | mdgen tungshaus (Ausstattung)
ales
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Budget Bezeichnung Erméchti- Erlauterungen
gungs-
Ubertragung
nach 2016
€
FB 6 Bil- Auszahlungen fir Baumalf3- 583.663,31 Ubertragung fur das Schloss Harden-
dung, Kultur | nahmen berg/Wehranlagen
und Sport
GB 7 Immo- | Auszahlung von BaumaRnah- | 1.310.221,03 | Ubertragung fiir den Umbau des Jugend-
bilienservice | men zentrums HoferstralRe in ein Veranstal-
tungshaus
Summe 7. .480,2

Beratungsergebnis: 47 Stimmen dafir
10 Stimmen dagegen (Biindnis 90/Die Griinen; Die Linke; Piraten Partei)
0 Enthaltungen

19. Entwurf des Jahresabschlusses der Stadt Velbert zum 31.12.2015
Vorlage: 197/2016

Der Birgermeister fuhrt kurz in die Thematik ein und ohne weitere Wortmeldungen wird
der Beschluss zur Abstimmung gestellt.

Beschluss:

1. Der Rat nimmt den bestatigten Entwurf des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 mit
folgenden Anlagen zur Feststellung entgegen:

e Schlusshilanz zum 31.12.2015

e Ergebnisrechnung zum 31.12.2015

e Finanzrechnung zum 31.12.2015

e Teilrechnungen zum 31.12.2015

e Anhang zum Jahresabschluss

e Anlagenspiegel zum 31.12.2015

e Forderungsspiegel zum 31.12.2015

e Verbindlichkeitenspiegel zum 31.12.2015

e Lagebericht zum Jahresabschluss

2. Der Entwurf des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 mit allen gesetzlich vorge-

schriebenen Anlagen wird dem Rechnungsprifungsausschuss zur Prifung und wei-
teren Beratung zugeleitet.

3. Soweit sich im Zuge der Prifung oder infolge einer geanderten Rechtslage die
Notwendigkeit zu Anderungen des Entwurfs ergeben, wird die Verwaltung beauf-
tragt, solche Anderungen in Abstimmung mit der Stabsstelle Rechnungspriifung
vorzunehmen.
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Beratungsergebnis:

57 Stimmen dafir

0 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen

Seite - 544 -

Uber- und auRerplanmaRige Aufwendungen/Auszahlungen 2015

Vorlage: 167/2016

Der Birgermeister fuhrt kurz in die Thematik ein und ohne weitere Wortmeldungen wird
der Beschluss zur Abstimmung gestellt.

Beschluss:

Von den nachstehend aufgefiihrten nicht erheblichen tber- und auRerplanmafigen Aufwendungen
und Auszahlungen fir das Haushaltsjahr 2015 wird Kenntnis genommen:

Budget Bezeichnung Ansatz Bisher |Erhéhung| Zur Verfu- Erlauterungen
Haushalts- | Gpl/apl o. um gung ste-
plan durch hende Haus-
2015 Mittel- haltmittel
Ubertra- 2015
gung
bereitge-
stellt
€ € € €
Stabsstelle Erwerb bewegli- 0 0 354,45 354,45 Mehrbedarfe fir Re-
01 che Sachen des présentationszwecke/
Anlagevermo- Offentlichkeitsarbeit im
gens unter 410 € Bereich Integration,
Presse- und Offent-
lichkeitsarbeit und
Stadtepartnerschaften;
gedeckt durch Weni-
geraufwendungen flr
Betriebs- und Ge-
schéaftsausstattung
Stabsstelle Erwerb bewegli- 0 0 267,75 267,75 Anschaffung eines
01 che Sachen des Routers im Bereich
Anlagevermo- Integration; gedeckt
gens Uber 410 € durch Spendenmittel
FB 5 - Ju- Erwerb bewegli- 0 0 18.415,06 18.415,06 Mehrbedarf fir die
gend, Fami- | che Sachen des Einrichtungen fur
lie und Sozi- | Anlagevermo- Asylbewerber; gedeckt
ales gens Uber 410 € durch Wenigerauszah-
lungen im Bereich
Bildung, Kultur und
Sport
FB 7 - Im- Abwicklung 2.813.000 987.846 | 89.803,29 | 3.890.649,29 | Mehrbedarf fiir die
mobilienser- | BaumalRnahmen Schulhofgestaltung
vice Birth, gedeckt durch
Fordermehreinnahmen

Beratungsergebnis:

57 Stimmen dafir

0 Stimmen dagegen
0 Enthaltungen
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21.

22.

23.

Finanzierung der Sprachbox
Vorlage: 175/2016

Seitens der Fraktion Velbert anders (Herr Schneider) werden dahingehend Bedenken
geaullert, dass seit ca. 1 Jahr im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flichtlin-
gen MalRhahmen beschlossen wirden, ohne zu wissen, wie diese letztendlich finanziert
werden kénnen. Es werden Beflrchtungen geéulRert, dass diesbezligliche Gelder von
Bund und Land nicht oder nicht in Ganze aufgebracht wirden und somit die Kommunen
fur die Kosten eigenstandig aufkommen mussten.

Solange nicht geklart sei, wie die Mallnahmen finanziert wirden, spreche man sich ge-
gen solche MalRnahmen, wie z.B. die Finanzierung der Sprachbox, aus.

Beschluss:

Die Verwaltung wird erméchtigt, die notwendigen investiven Mittel fir die Errichtung der
Sprachbox in H6he von 1.200.000 Euro auRRerplanmafig zur Verfligung zu stellen.
Ein Nachtragshaushalt wird nicht aufgestellt, die Deckung ist gewahrleistet.

Beratungsergebnis: 53 Stimmen dafir
4 Stimmen dagegen (Velbert anders)
0 Enthaltungen

Finanzierung Jugendzentrum Langenberg
Vorlage: 176/2016

Der Birgermeister fuhrt kurz in die Thematik ein und ohne weitere Wortmeldungen wird
der Beschluss zur Abstimmung gestellt.
Beschluss:

Die Verwaltung wird erméchtigt, die Gber die im Haushalt bereits gestellten Mittel in HO-
he von 269.000 € hinausgehenden Mittel in Hohe von 862.350 € Uberplanmafig zur Ver-
fugung zu stellen. Die Deckung ist gewéahrleistet.

Beratungsergebnis: 53 Stimmen dafir
4 Stimmen dagegen (FDP)
0 Enthaltungen

Antrag der SPD-Fraktion
Kreis-Service-Center
Vorlage: 208/2016

Die Tagesordnungspunkte 23; 23.1 und 23.2 sind zusammengefasst beraten worden.
Die Wiedergabe des Beratungsverlaufs ist unter TOP 23.2 aufgefihrt.

Antrag der SPD-Fraktion:

Die Verwaltung wird beauftragt zur Schlie3ung des Kreis-Service-Centers Stellung zu
beziehen.

Beratungsergebnis:  Ohne Abstimmung
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23.1

23.2

Anfrage der Fraktion UVB
Kreis-Service-Center
Vorlage: 208/2016 2. Ergdnzung

Die Tagesordnungspunkte 23; 23.1 und 23.2 sind zusammengefasst beraten worden.
Die Wiedergabe des Beratungsverlaufs ist unter TOP 23.2 aufgefuhrt.

Anfrage der Fraktion UVB:

- Abwann ist die Verflugbarkeit des Kreis-Service-Centers in Velbert in vollem Um-
fang wieder garantiert?

- Aus welchen Grinden fand bisher keine Kommunikation zur SchlieRung statt (ins-
besondere auf der Homepage der Stadt Velbert)? Wann ist mit einer entsprechen-
den Kommunikation zu rechnen?

- Warum wird nicht eine reine Antragsannahme fiir den Kreis im Service Blro ermég-
licht? Aktuell missen Velberter Birger nach Mettmann fahren (auch nur zur Abgabe
von Antragen!) und dort lange Wartezeiten in Kauf nehmen.

- Kann zumindest bis zur Wiederer6ffnung Ubergangsweise einmal die Woche das
Kreis-Service-Center in Velbert mit der bisherigen Mitarbeiterin der Stadt Velbert
sowie einem Mitarbeiter der Kreisverwaltung gedéffnet werden?

- Welche MaRnahmen werden ergriffen, um zukiinftig zu verhindert, dass das Kreis-
Service-Center erneut flir mehrere Monate geschlossen wird?

Beratungsergebnis:  Ohne Abstimmung

Bericht der Verwaltung zum Kreis-Service-Center
Vorlage: 208/2016 1. Ergdnzung

Zu Beginn der Diskussion begriinden die SPD-Fraktion und die Fraktion UVB ihre einge-
reichten Antrage / Anfragen und &uf3ern ihre Unzufriedenheit Gber die Tatsache, dass
das Kreis-Service-Center (KSC) Uber mehrere Monate geschlossen sei.

Es wird seitens der SPD-Fraktion erwartet, dass das KSC spéatestens ab dem
01.08.2016 wieder getffnet werde.

Bevor die nachfolgende Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis genommen wird,
versichert der Birgermeister, dass alle Seiten daran interessiert seien, die Situation zu
verbessern.

Zu dem Antrag der SPD-Fraktion vom 30.05.2016 und der Anfrage der UVB-Fraktion
vom 09.06.2016 nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung:

Aufgrund der zwischen dem Kreis Mettmann und den kreisangehérigen Stadten Ratin-
gen und Velbert geschlossenen offentlich-rechtlichen Vereinbarung werden seit dem
01.04.2009 vom Kreis Mettmann die Aufgaben im Bereich des Auslanderwesens sowie
der Staatsangehdrigkeitsangelegenheiten wahrgenommen.
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Nach 8§ 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung fuihrt der Kreis Mettmann diese Aufgaben zur
Verbesserung des Blrgerservices auch in Kreis-Service-Centern (KSC) durch, die in
den Rathausern der Stadte Ratingen und Velbert eingerichtet wurden.

Nach 8§ 2 Absatz 2 der Vereinbarung stellen die Stadte dem Kreis Mettmann zum Zwe-
cke der Aufgabenerfillung geeignetes Personal zur Verfligung.

Auf der Grundlage dieser 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung wurden seinerzeit insge-
samt 6 stadtische Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter (je 3 fur die Auslanderbehérde und
das KSC) uber einen entsprechenden Personalgestellungsvertrag dem Kreis Mettmann
zur Dienstleistung zur Verfigung gestellt.

8 1 Absatz 3 des Personalgestellungsvertrages raumt der Stadt Velbert bei erforderli-
chen Nachbesetzungen von Stellen, die im Einvernehmen mit dem Kreis Mettmann er-
folgen, ein Vorschlagsrecht ein.

Sofern die Stadt Velbert von diesem Recht keinen Gebrauch macht, besetzt der Kreis
Mettmann die freien Stellen. Auf eine Nachbesetzung mit eigenem Personal der 3 frei
gewordenen Stellen im Bereich der Ausléanderbehédrde hat die Stadt Velbert zwischen-
zeitlich verzichtet. Das KSC in Velbert ist bisher mit stadtischem Personal besetzt wor-
den.

Am 11.02.2016 musste eine Mitarbeiterin aufgrund eines individuellen Beschaftigungs-
verbotes wahrend der Schwangerschaft unerwartet aus dem KSC abgezogen werden.
Eine weitere Mitarbeiterin wechselte hausintern am 07.03.2016 zur Abteilung Soziale Si-
cherung in den Bereich Grundsicherung, um eine dort durch Kindigung freigewordene
Stelle nach zu besetzen.

Da eine kurzfristige Nachbesetzung der beiden frei gewordenen Stellen im KSC weder
durch die Stadt noch durch den Kreis Mettmann sichergestellt werden konnte, musste
das KSC ab dem 07.03.2016 geschlossen werden. Seit diesem Zeitpunkt verrichtet die
verbliebene stadtische Mitarbeiterin des KSC ihren Dienst beim Kreis Mettmann.
Folgende Maflinahmen wurden seitens der Stadt Velbert unternommen, um den Betrieb
des KSC wieder aufnehmen zu kénnen:

Seit dem 15.03.2016 wurde ein Mitarbeiter zur Einarbeitung in die jeweiligen Aufgaben
des KSC beim Kreis Mettmann eingesetzt. Aufgrund der fachfremden Qualifikation des
Mitarbeiters konnte die Einarbeitungsphase jedoch bisher nicht erfolgreich abgeschlos-
sen werden. Es ist davon auszugehen, dass dieser Mitarbeiter wieder abgezogen wer-
den muss.

Auf eine interne Stellenausschreibung fiir das KSC (Velbertintern vom 03.03.2016) sind
zwei Bewerbungen eingegangen. Nach Ablauf der Bewerbungsfrist und der sich hieran
anschliel3enden personlichen Vorstellung der Bewerberinnen - unter Beteiligung von
Vertretern des Kreises Mettmann - konnte eine sog. Hospitation bei der Kreisverwaltung
Mettmann durchgefiihrt werden.

Nach Klarung mit den bisher fir die zwei Mitarbeiterinnen zustandigen Organisations-
einheiten, ab wann der Zeitpunkt fir den Beginn der Einarbeitung bei der Kreisverwal-
tung Mettmann erfolgen kénne, ergibt sich folgende weitere Vorgehensweise:

Eine Bewerberin wird am 15.06.2016 zwecks Einarbeitung in die Aufgaben des KSC
beim Kreis Mettmann ihren Dienst mit einem wdchentlichen Stundenumfang von 25
Stunden aufnehmen. Nach Abschluss der Einarbeitung wird eine Stundenerhéhung auf
insgesamt 30 Wochenstunden vorgenommen.

Die zweite Bewerberin wird am 20.06.2016 mit der Einarbeitung beim Kreis Mettmann
mit einem Stundenumfang von 28,5 Stunden in der Woche beginnen. Nach Abschluss
der Einarbeitung wird sie mit einem Stundenumfang von 39 Stunden wdchentlich (Voll-
zeitstelle) eingesetzt.

Ab dem 04.07.2016 wird ein weiterer Mitarbeiter, der im September 2016 seine Ausbil-
dung fur den gehobenen Verwaltungsdienst beenden wird, fir den Einsatz im KSC ein-
gearbeitet.

Somit wirden kiinftig neben der Mitarbeiterin, die zurzeit ihren Dienst beim Kreis Mett-
mann verrichtet, insgesamt vier Mitarbeiter/innen im KSC Velbert eingesetzt werden
kénnen. Hieraus ergibt sich die Moglichkeit, auftretenden urlaubs- oder krankheitsbe-
dingten Vertretungsnotwendigkeiten besser begegnen zu kénnen.
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24.

Da eine personelle Besetzung des KSC mit drei Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern wei-
terhin angestrebt wird, werden aufgrund dieser geplanten Personalausstattung auch Un-
terstiitzungsleistungen im Serviceblro der Stadt Velbert mdglich.

Dariiber hinaus hat der Kreis Mettmann mit Schreiben vom 08.06.2016 die Stadt Velbert
informiert, dass bei kurzfristigen voribergehenden personellen Ausféllen eine sog.
»opringerin® zur Verfuigung gestellt werden kann.

Mit diesen zuvor beschriebenen Mal3Bnhahmen erscheint es unter Berticksichtigung einer
vier- bis sechswochigen Einarbeitungszeit realistisch, dass das KSC — die erfolgreiche
Einarbeitung der neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorausgesetzt — spatestens am
01.08.2016 wieder fur den Publikumsverkehr getffnet werden kann.

Von der moéglichen Alternative, seitens der Stadt Velbert auf ihr bisheriges Vorschlags-
recht zur Besetzung der frei gewordenen Stellen im KSC zu verzichten, sollte — zumin-
dest zum gegenwartigen Zeitpunkt — kein Gebrauch gemacht werden. Der Kreis Mett-
mann sahe sich im Falle des Verzichts auf das Vorschlagsrecht nicht in der Lage, frih-
zeitiger eine Besetzung der Stellen vorzunehmen. Die Situation wiirde sich hierdurch
nicht verbessern.

Folglich wiirde ansonsten die personelle Besetzung ausschlief3lich vom Kreis Mettmann
vorgenommen werden.

AulRerdem ist in mehreren mit den Verantwortlichen des Kreises Mettmann gefiihrten
Gesprachen seitens der Stadt Velbert der Vorschlag unterbreitet worden, zumindest mit
reduzierten Offnungszeiten den Betrieb des KSC in Velbert umgehend wieder aufzu-
nehmen.

Hierzu konnte jedoch aufgrund der personellen Engpéasse beim Kreis Mettmann noch
keine abschlieRende Klarung herbeigefuhrt werden.

Uber die voriibergehende SchlieRung des KSC ist in verschiedenen Gremien berichtet
und Auskunft Uber die hierfiir maRgeblichen Grinde gegeben worden. Neben den am
KSC - Eingangsbereich angebrachten Informationen hat zwischenzeitlich auch die hie-
sige Presse (ber die SchlieBung berichtet. Lediglich auf der Homepage der Stadt Vel-
bert ist erst zum Ende der vorigen Woche eine entsprechende Information eingestellt
worden.

Ob und wie eine reine Antragsannahme im Servicebiiro méglich erscheint, wird kurzfris-
tig geprift. Problematisch diirfte in diesem Zusammenhang jedoch sein, wenn es sich
um unvollstandig ausgefiillte Antragsunterlagen handeln sollte, die anschlieZend mit er-
heblichem Zeitaufwand durch die Mitarbeiter/innen des Kreises Mettmann erganzt wer-
den mussten. Hierflr lasst sich gegebenenfalls auch ein persdnliches Erscheinen des
Antragstellers bei der Kreisverwaltung Mettmann nicht vermeiden.

Abschlieend wird in diesem Zusammenhang auf die beabsichtigte projektbezogene
Prifung hingewiesen, ob, wie und in welchem Umfang eine gemeinsame Aufgaben-
wahrnehmung im Bereich des bisherigen Servicebiros und des KSC mdglich erscheint.
Im Rahmen eines Projektauftrages ab dem 01.09.2016 sollen denkbare Varianten un-
tersucht und in einem Bericht dargestellt werden. Es ist beabsichtigt, das Ergebnis im
Haupt- und Finanzausschuss und dem Integrationsrat vorzustellen.

Beratungsergebnis:  Zur Kenntnis genommen

Antrag der Fraktion Piraten Partei
Infrastrukturelle Voraussetzungen an Schulen férdern
Vorlage: 212/2016

Die Fraktion Piraten Partei begriindet den Antrag und macht deutlich, dass das zu er-
stellende Konzept eine Zielvorgabe fur jede Schule sein und nicht nur Einfluss bei der
Prufung fir den Neubau von Schulen nehmen soll.
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25.

26.
26.1

Der Vorschlag der Verwaltung den Antrag zuriickzunehmen und zunachst den neuen
Medienentwicklungsplan, der zeitnah erstellt werde und eine Anpassung der Schulstruk-
tur an die neueste Technik beinhalte, wird von der Fraktion Piraten Partei abgelehnt.

Auf die Anregung der CDU-Fraktion, dass der fir diese Thematik zustandige Fachaus-
schuss, der Ausschuss fir Schule und Bildung, neben dem Medienentwicklungsplan ein
.Pflichtenheft” zuklnftig fihre und einen entsprechenden Kriterienkatalog aufstelle, er-
klart sich der Antragsteller bereit, auf eine Abstimmung in der heutigen Sitzung zu ver-
zichten und den Antrag an den Ausschuss flir Schule und Bildung zu verweisen.

Antrag der Fraktion Piraten Partei:

Der Stadtrat fordert die Verwaltung auf,
1. eine Bestandsaufnahme der digitalen Infrastruktur zu erstellen.

2. im Anschluss an die Bestandsaufnahme ein Konzept fur die Schaffung einer digita-
len Infrastruktur fir alle Schulformen zu erstellen und dieses dem Schulausschuss
und dem Stadtrat zur Beratung vorzulegen.

Beratungsergebnis:  Ohne Abstimmung
(Verwiesen an den Ausschuss fur Schule und Bildung)

Angelegenheiten der Beteiligungsverwaltungsgesellschaft der Stadt Velbert mbH

Der Birgermeister weist auf einen vorliegenden Antrag der EDP-Fraktion zu diesen Ta-
gesordnungspunkt hin und tragt vor, dass die FDP-Fraktion beantragt habe, lber die
Thematik der Geschéftsfelderweiterung der Stadtwerke Velbert und die Griindung eines
Gemeinschaftsunternehmens mit der EVB Billings und Service GmbH im 6ffentlichen
Sitzungsteil zu beraten.

Nach Auffassung der EDP-Fraktion habe diese Geschaftsfelderweiterung eine grund-
satzliche Bedeutung, die das Interesse der Offentlichkeit habe und auch im 6ffentlichen
Teil der Sitzung beraten werden kénne, soweit es nicht um Details und konkrete Ver-
tragsgegenstande gehe.

Unmittelbar zu Beginn der Diskussion stellt die CDU-Fraktion den Antrag auf sofortige
Beendigung der Debatte, lGiber den der Biirgermeister abstimmen lasst.

Auf Antrag der CDU-Fraktion gefasster Beschluss:
Es wird ein Antrag zur Geschaftsordnung auf sofortige Beendigung der Aussprache
(8 13 der Geschaftsordnung fur den Rat und die Ausschiisse) gestellt.

Beratungsergebnis: 46 Stimmen dafir
8 Stimmen dagegen (Bundnis 90/Die Grinen; FDP)
2 Enthaltungen (Piraten Partei)

Neuwahlen zu den Ausschiissen

Neuwahlen zu den Ausschiissen
Vorlage: 188/2016
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Betriebsausschuss ,,Kultur- und Veranstaltungsbetrieb Velbert*:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag, Frau Adelheid Schaeling anstelle von Herrn Werner Peter zum Mit-
glied (als Beschaftigtenvertreterin) des Betriebsausschusses ,Kultur- und Veranstal-
tungsbetrieb Velbert“ zu wahlen, wird angenommen.

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der FDP-Fraktion, Frau Jutta Hille anstelle von Herrn Thorsten Hil-
gers zum 1. stellv. Mitglied und Herrn Thorsten Hilgers zum 2. stellv. Mitglied des Be-
triebsausschusses ,Kultur- und Veranstaltungsbetrieb Velbert® zu wahlen, wird ange-
nommen.

Haupt- und Finanzausschuss:

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Thomas Kiippers anstelle von Herrn Martin Leonhardt zum beratenden Mitglied des
Haupt- und Finanzausschusses benannt worden ist.

Rechnungsprifungsausschuss:

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Thomas Kiippers anstelle von Herrn Martin Leonhardt zum stellv. beratenden Mitglied
des Rechnungsprifungsausschusses benannt worden ist.

Ausschuss fur Sport, Freizeit und Tourismus:

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Martin Leonhardt anstelle von Herrn Volkan Teterra zum beratenden Mitglied des Aus-
schusses fur Sport, Freizeit und Tourismus benannt worden ist.

Bezirksausschuss Velbert-Mitte:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der Fraktion Velbert anders, Frau Nicole Tacke anstelle von Frau
Yvonne

Holtkamp zum stellv. Mitglied des BZA-Mitte fur Herrn Hegemann zu wahlen, wird ange-
nommen.

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Martin Schwarz anstelle von Herrn Volkan Teterra zum 1. stellv. beratenden Mitglied
und Herr Thomas Kippers zum 2. stellv. beratenden Mitglied des BZA-Mitte benannt
worden sind.
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Ausschuss fur Schule und Bildung:

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Felix Spiecker anstelle von Herrn Niklas Thiel zum 1. stellv. beratenden Mitglied und
Herr Niklas Thiel zum 2. stellv. beratenden Mitglied des Ausschusses fir Schule und
Bildung benannt worden sind.

Ausschuss fur Wirtschaftsforderung und Stadtmarketing:

Zustimmend wird zur Kenntnis genommen, dass von der Fraktion Piraten Partei Herr
Martin Schwarz zum zweiten stellv. beratenden Mitglied des Ausschusses fir Wirt-
schaftsforderung und Stadtmarketing benannt worden ist.

Jugendhilfeausschuss:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der SPD-Fraktion,

1. Frau Jamie Kdstner anstelle von Frau Marion Griinhage zum stellv. Mitglied fur Frau
Annika Rolf

und

2. Frau Souhaila El Ghanou anstelle von Herrn Claudiu Simion zum stellv. Mitglied des
Jugendhilfeausschusses fir Herrn Stephan Schnitzler zu wahlen, wird angenommen.

Wahlausschuss:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der SPD-Fraktion, Herrn Rene Servos anstelle von Frau Severine
Kutzborski zum Mitglied des Wahlausschusses zu wahlen, wird angenommen.
Kulturausschuss:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der SPD-Fraktion, Herrn Pascal Otterbeck anstelle von Herrn Clau-
diu Simion zum stellv. Mitglied des Kulturausschusses fir Frau Barbara Wendt zu wéh-
len, wird angenommen.

Wahlprufungsausschuss:

Mit der Betonung, dass ein einheitlicher Wahlvorschlag zugrunde liegt, ergeht folgender
einstimmige Beschluss:

Der Wahlvorschlag der FDP-Fraktion, Frau Jutta Hille anstelle von Herrn Martin Gruber
zum Mitglied des Wahlprifungsausschusses zu wahlen, wird angenommen.
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27.

28.

29.

Nachtrage

Nachtrage liegen nicht vor.
Mitteilungen der Verwaltung

Der Birgermeister informiert dartiber, dass die Stadtverwaltung in den kommenden
Wochen ihr Konzept zur Unterbringung von Flichtlingen Uberarbeiten werde.
Grundlage werden die Fluchtlingszahlen mit Stand zum 31. Juli 2016 sein.

Die bisherige Prognose werde angepasst. Nach derzeitigem Stand sei es sehr wahr-
scheinlich, dass die zuletzt im April prognostizierte Zahl von 2.600 Flichtlingen in Vel-
bert bis Jahresende reduziert werde. Dies gelte auch fir den Fall, dass in den nachsten
Wochen weitere Fluchtlinge Velbert zugewiesen werden. Die verdnderte Prognose hatte
zur Folge, dass auch die Belegungszahlen der geplanten neuen Unterkiinfte reduziert
werden kénnen. Bei der Uberarbeitung wiirden auch die Anregungen aus der Biirger-
schaft, die beispielsweise in den Informationsveranstaltungen der letzten Monate gege-
ben wurden, einbezogen.

Der Birgermeister macht gleichzeitig deutlich, dass aus stadtebaulichen Griinden an
den bisher geplanten Bauvorhaben festgehalten werde. Diese wiirden ohnehin fir den
Wohnungsmarkt bendétigt, um beispielsweise mehr Wohnraum fur Familien anbieten zu
koénnen. Es sei vorgesehen, das nun zu Uberarbeitende Konzept in der ersten Sitzungs-
runde nach den Sommerferien vorzustellen. Eine Reduzierung der Belegungszahlen
wird angestrebt.

Zur Thematik ,Stadthalle Neviges* gibt der Blrgermeister einen aktuellen Sachstands-
bericht. Das Verfahren mit dem LVR zur denkmalrechtlichen Erlaubnis des Abbruchs
der Stadthalle Neviges sei nunmehr abgeschlossen. Das Benehmen mit dem LVR konn-
te zwar nicht hergestellt werden, jedoch habe der LVR auf die Mdglichkeit, den Minister
zur Entscheidung in der Sache anzurufen, verzichtet.

Nach dem Riickbau der Stadthalle soll an selber Stelle eine Wohnbebauung entstehen,
so der Burgermeister weiter. Hierzu sei man bereits in Gesprachen mit der WOBAU Ve-
Ibert. Die Realisierung einer Wohnbebauung an dieser Stelle sei sinnvoller als der ur-
sprunglich geplante Bau eines Parkplatzes.

Verschiedenes

Es erfolgen keine Wortmeldungen.

Ende der offentlichen Sitzung gegen 19:25 Uhr

Fur die Richtigkeit der Niederschrift:

_gez. _gez.
(Lukrafka) (Weise)
Blrgermeister 1. stellv. Burgermeister

_gez.
(Welte)
SchriftfGhrer
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des Beteiligungsmanagements
der Stadt Velbert - Betatigungspriifung

7

Rat am 14.06.2016

Betatigungspriifung: Beteiligungsmanagement

(1) Vorbemerkungen
e Aufgabe/Funktion Beteiligungsmanagement
e Gegenstand der Priifung
e Ziele der Prifung

(2) Priifungsergebnisse

(3) Empfehlungen

Rat vom 14.06.2016
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Aufgabe/Funktion Beteiligungsmanagement

Unterstiitzung von Rat und Biirgermeister
bei der Beteiligungssteuerung

Beteiligungsmanagement:

B Rat
Beteiligungs-

- verwaltende Aufgaben steuerung
- Controllingaufgaben Burgermeister

- Mandatstragerbetreuung

Beteiligungsmanagement Verwaltung

Beteiligungs-  Beteiligungs- Mandatstrager-
verwaltung controlling betreuung

s. Priifbericht Seite 9 f.

3
Gegenstand der Priifung
Konzernleitung: Rat und Birgermeister
Beteiligungsmanagement der Konzernmutter
Gegenstand der Prifung verwaltungsinternes/-externes
Beteiligungsmanagement Beteiligungsmanagement:
der Stadt Velbert Abt. 2.1 nebenamtliche Geschaftsfiihrungen
BVG TBV KVBV Zweckverbénde
GmbH Anstalt 6. Rechts Eigenbetrieb und sonstige
Beteiligungs-
management
VVH, SWV,
KVV, WOBAU,
VMG, EVV
usw.
s. Prifbericht Seite 13
4
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Ziele der Priifung

1. Aufgabenwahrnehmung durch das
Beteiligungsmanagement

Vergleich des von der Verwaltung definierten
Aufgabenumfangs (Soll-Velbert) mit den
zurzeit wahrgenommenen Aufgaben (Ist-Velbert)

Soll- <:> Ist-

Velbert Velbert

Ziele der Priifung

2. Aufgabenumfang des Beteiligungsmanagements

Vergleich von Soll- und Ist-Velbert mit den durch
die Fachliteratur und kommunale Praxis gepragten
allgemeinen Standards fir ein kommunales
Beteiligungsmanagement (Soll-Standards)

Soll- <:> Soll- und Ist-

Standards Velbert
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Priiffungsergebnisse

1. Aufgabenwahrnehmung

Soll- <=> Ist-
Velbert Velbert

- die meisten im Soll-Velbert definierten Aufgaben werden
wahrgenommen; einige Aufgaben werden teilweise
wahrgenommen; einige Aufgaben werden nicht bzw.
nicht mehr wahrgenommen

- Uber das Soll-Velbert hinaus werden zzt. weitere
Aufgaben wahrgenommen (das Ist-Velbert ist
damit groBer als das Soll-Velbert)

Beschreibung Soll-Velbert s. Seite 21;
zu den Prifungsergebnissen im Einzelnen s. Seite 23 f.

Priifungsergebnisse

2. Aufgabenumfang

Soll- <=> Soll- u. Ist-
Standards Velbert

die allgemeinen Soll-Standards stellen héhere
quantitative und qualitative Anforderungen an
ein Beteiligungsmanagement

Beschreibung Soll-Standard s. Seite 25
zu den Prifungsergebnissen im Einzelnen s. Seite 32 f.
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Empfehlungen

Weiterentwicklung des Beteiligungsmanagements
~erste Stufe"

- zzt. wahrgenommene Aufgaben analysieren, Optimierungs-
potentiale nutzen (z.B. gemeinsames Dokumenten-
management)

- unterjahriges Controlling der unmittelbaren Beteiligungen
durchfiihren, mit Berichterstattung an den Rat

- jahrliche Zielvereinbarungen mit den Beteiligungen
verhandeln und in das Controlling einbeziehen

- politische Mandatstrager bei der Vorbereitung von
Gremiensitzungen der Beteiligungen unterstitzen

- Mandatstrager aus Verwaltung und Politik durch
systematische u. regelmaBige Schulungen unterstitzen

Empfehlungen

Weiterwicklung des Beteiligungsmanagements
Erfolgsfaktoren

- Initiative des BlUrgermeisters

- Unterstitzung durch den Rat

- Entwicklung eines gemeinsamen Verstandnisses von
Beteiligungssteuerung und -management

- Einbeziehung und Akzeptanz der Beteiligungen

- Einbeziehung Konzernmitarbeiterinnen und —-mitarbeiter

- Veranderungs-/Change-Management

10
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Vielen Dank

fur Ihre Aufmerksamkeit!

11
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	3.5 Der angegebene Förderungszeitraum (Abschluss der Maßnahme) kann auf Antrag verlängert werden.
	4. Verwendungsnachweis
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